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Asyl- und Migrationslage 
 

Die Gewährung von internationalem Schutz ist eine wichtige völker- und menschenrechtliche 

Verpflichtung. Österreich war in den letzten Jahren mit sehr hohen Zahlen von 

schutzsuchenden Menschen, insbesondere aus Syrien und Afghanistan, konfrontiert. So 

verzeichnete Österreich bei einer Gesamtbevölkerung von knapp 9,2 Millionen in den Jahren 

2015 bis zum 3. Quartal 2025 in Summe nahezu eine halbe Million Asylanträge (446.593), 

davon 154.583 Anträge von Minderjährigen, und lag damit über einen langen Zeitraum EU-

weit an zweiter Stelle bei Asylanträgen pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern hinter 

Zypern. Neben diesen Entwicklungen wird nicht verkannt, dass durch Arbeitsmigration in den 

letzten Jahrzehnten ein substanzieller Beitrag zum Wohlstand in Österreich erzielt wurde. Die 

demographische Zunahme von 7,5 Mio. Einwohner in Österreich auf die erwähnten 9,2 Mio. 

ist im Wesentlichen auf Migration zurückzuführen. 1 

Aufgrund des Anteils an der Gesamtbevölkerung von rund 20% hat Wien eine besondere 

Stellung in Österreich. Der Anteil der Bevölkerung Berlins im Vergleich zur Gesamtbevölkerung 

Deutschlands beträgt rund 4,5%. In Bezug auf Stockholm beträgt der Anteil an der 

schwedischen Gesamtbevölkerung rund 9,5%.  

Zusätzlich zu dieser hohen Anzahl von Asylanträgen mussten die Systeme der Republik 

Österreich seit dem russischen Angriffskrieg in der Ukraine noch den Zustrom von bislang 

137.022 registrierten Vertriebenen bewältigen. Aktuell sind rund 89.000 Personen mit 

Vertriebenenstatus in Österreich registriert, wobei weiterhin ein konstanter Zulauf zu 

verzeichnen ist. Davon sind 23.858 Kinder und Jugendliche im schulpflichtigen Alter, 15.901 

sind unter 14 Jahre. Aktuell werden rund 1.400 Registrierungen von Vertriebenen aus der 

Ukraine pro Monat vorgenommen. 

Von den rund 25.000 Asylanträgen im Jahr 2024 war der überwiegende Teil (22.254) 

Erstantragsteller.2 Trotz des neuerlichen Rückgangs der Anträge auf internationalen Schutz seit 

dem absoluten Höchststand 2022 mit nun 13.032 (davon 9.646 Erstantragsteller) Anträgen in 

den ersten drei Quartalen 2025 ist Österreich weiterhin durch die gesamthaften Auswirkungen 

von jahrelangen starken Migrationsbewegungen stark gefordert, da der Familiennachzug 

systemimmanent zeitverzögert auf die Zuerkennungen folgt. 

Im Jahr 2022 war ein Höchststand der Asylanträge von unbegleiteten minderjährigen Fremden 

(13.276) zu verzeichnen, 2023 wurden 4.946 Asylanträge von unbegleiteten minderjährigen 

Fremden (UMF) eingebracht, im Jahr 2024 925 Anträge gefolgt von 598 Anträgen im 3. Quartal 

2025. Im Zeitraum 2015 - 2024 liegt Österreich bei der Anzahl der Anträge auf internationalen 

Schutz je 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner durch UMF im Vergleich mit den 

Mitgliedsstaaten an zweiter Stelle. Gesamt haben von 2015 bis September 2025 41.498 UMF, 

 
1 https://www.statistik.at/statistiken/bevoelkerung-und-soziales/bevoelkerung/bevoelkerungsstand/, Zugriff 
am 28.04.2025 
2 ASYL-STATISTIK, Zugriff am 17.11.2025. 

https://www.statistik.at/statistiken/bevoelkerung-und-soziales/bevoelkerung/bevoelkerungsstand/
https://www.bmi.gv.at/301/Statistiken/files/Jahresstatistiken/Asylstatistik_Jahresstatistik_2024.pdf
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davon 2.346 UMF unter 14 Jahren, einen Asylantrag in Österreich gestellt. Grundsätzlich 

erfordert die Aufnahme und Betreuung von UMF einen höheren Ressourceneinsatz, 

insbesondere auch als Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger in Schulen. 

 

 

 

Quelle: Bundesministerium für Inneres, Asylstatistik, September 2025 (vorläufige Zahlen) 

Diese hohen Asylantragszahlen führten im Zeitraum 2015 bis September 2025 zu 228.786 

Schutzgewährungen, davon entfielen 43.657 auf Frauen, 99.895 auf Minderjährige und davon 

6.786 auf unbegleitete minderjährige Fremde. 

Dazu wird angemerkt, dass die Differenz zwischen den Asylanträgen und den 

Schutzgewährungen naturgemäß deutlich niedriger ist. Dies ist im Wesentlichen auf zwei 

Gründe zurückzuführen. Erstens, dass Personen, die einen Asylantrag in Österreich gestellt 

haben, das Land verlassen, bevor über den Antrag entschieden wurde und zweitens, dass 

Asylanträge häufig negativ entschieden werden.  

Quelle: Bundesministerium für Inneres, Asylstatistik, September 2025 (vorläufige Zahlen) 
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Diese Entwicklung im letzten Jahrzehnt unterstreicht die lange Tradition Österreichs in der 

Aufnahme von hilfs- und schutzbedürftigen Menschen (zuvor u.a. Ungarnkrise 1956, Prager 

Frühling in der ČSSR 1968, Jugoslawienkrieg Anfang der 1990er Jahre, seit 2022 Vertriebene 

aus der Ukraine). 

Die Aufnahmekapazitäten Österreichs und seiner Systeme sind jedoch begrenzt. Dies wird 

insbesondere im Bildungsbereich und zeitversetzt auch in anderen Systemen sichtbar wie in 

den nachfolgenden Statistiken dargelegt wird.  

 

Die Republik Österreich hat seit 2015 gleich vielen Menschen Schutz gewährt wie 17 andere 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union zusammen.  

 

Es sind 15.180 Verfahren auf internationalen Schutz offen (Stand 30. September 2025).3 

Zudem sind in der II. Instanz (Bundesverwaltungsgericht, BVwG) 9.240 Verfahren betreffend 

„Internationaler Schutz“ anhängig (Stand 30. September 2025).4 

Die hohe Anzahl an Schutzgewährungen von Menschen brachte für Österreich eine weitere 

große Herausforderung mit sich: den verstärkten Familiennachzug von Angehörigen 

schutzberechtigter Personen.  

Im Zeitraum 2016 bis September 2025 wurden rund 52.500 Anträge auf Einreisen gemäß § 35 

Asylgesetz 2005 gestellt. Im selben Zeitraum wurden rund 13.500 derartiger Anträge negativ 

beschieden und rund 43.000 erhielten eine positive Entscheidung.5  

 

 

 
3 ASYL-STATISTIK, Zugriff am 17.11.2025. 
4 ASYL-STATISTIK, Zugriff am 17.11.2025. 
5 Quelle Bundesministerium für Inneres (BMI). 

https://www.bmi.gv.at/301/Statistiken/files/2025/Asylstatistik_September_2025.pdf
https://www.bmi.gv.at/301/Statistiken/files/2025/Asylstatistik_September_2025.pdf
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Quelle: Bundesministerium für Inneres 

 

Dies hatte in den letzten Jahren große Auswirkungen auf die Asylantragszahlen. So entfallen 

von allen Asylanträgen, die im Zeitraum 2016 bis September 2025 gestellt wurden, 41.615 

Asylanträge (über 9 %) auf den Familiennachzug. Hervorzuheben sind insbesondere die 

letzten beiden Jahre 2023 und 2024. Alleine in diesen Jahren wurden knapp 17.000 

Asylanträge im Rahmen des Familiennachzuges (über 20 % aller Asylanträge) gestellt.6 Für das 

Jahr 2024 wird angemerkt, dass bereits umfassende Maßnahmen im Vollzugsbereich ergriffen 

wurden. Dies waren insbesondere die verstärkte Durchführung von DNA Tests und die 

Dokumentenüberprüfung durch spezialisierte Dokumentenberater vor Ort. Damit kam es ab 

Mitte des Jahres 2024 zu einer Verlangsamung des Familiennachzugs und einer massiven 

temporär wirksam gewordenen Reduktion der tatsächlichen Einreisen. All diese Schritte haben 

dazu geführt, dass mit Stand Anfang Oktober 2025 über 1.600 offene Einreiseanträge anhängig 

sind bzw. bei den rund 5.800 negativen Entscheidungen eine Beschwerdemöglichkeit besteht.  

 

 
6 Quelle Bundesministerium für Inneres.  
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Quelle: Bundesministerium für Inneres 

 

Der mit Abstand größte Anteil (75%) der tatsächlichen Einreisen entfällt auf den Herkunftsstaat 

Syrien, gefolgt von Afghanistan (9%) und Somalia (5%).7 

Top 5 Asylanträge 
nach 

Familiennachzug 
2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

(Jan. - Sep.) 
Gesamt 

Syrien 4.303 4.762 1.196 482 271 1.354 3.307 8.241 6.877 447 31.240 

Afghanistan 541 422 293 384 298 595 434 358 233 172 3.730 

Somalia 201 192 137 181 153 221 217 255 168 208 1.933 

staatenlos 630 471 146 37 15 30 36 147 185 66 1.763 

Irak 300 390 126 112 22 51 41 36 12 9 1.099 

Sonstige 203 213 218 202 108 237 146 217 177 129 1.850 

Gesamt 6.178 6.450 2.116 1.398 867 2.488 4.181 9.254 7.652 1.031 41.615 

 

 
7 Quelle Bundesministerium für Inneres 
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Quelle: Bundesministerium für Inneres 

67% der Einreisen im Rahmen des Familiennachzuges entfallen auf Minderjährige (27.929), 

gefolgt von erwachsenen Frauen (12.151 oder 29%).8 

 

Altersgruppen 2016-Sep. 2025 

0-U6 10.690 

6-U14 13.457 

14-U18 3.782 

Ü18 13.686 

Gesamtergebnis 41.615 

 

Infolge dieser demografischen Zusammensetzung ergibt sich für Österreich ein dringender 

Handlungsbedarf, da durch die große Zahl schulpflichtiger Kinder insbesondere im 

Bildungsbereich vorhandene Kapazitäten überlastet werden und die Funktionalität des 

Systems insgesamt gefährdet wird. Ein weiterer Zugang von Personen mit einem erhöhten 

Förderbedarf würde die aktuelle Situation im Bildungsbereich weiter verschärfen. 

 

Ergänzend darf hier das Potential der Belastung der Systeme, das sich aus dem 

Familiennachzug ergibt, dargestellt werden (Stand drittes Quartal 2025):  

1. Potential unmittelbar aus dem Familiennachzug: 

Das maximale Potential ergibt sich aus den positiven Asylgewährungen von originären 

Antragsstellern und Mehrfachantragstellern aus dem Jahr 2024 (rd. 4.000) sowie dem 

Zeitraum Jan. – Sep. 2025 (rd. 4.325 Personen) und aus den positiven 

Schutzgewährungen subsidiär Schutzberechtigter der Jahre 2022 bis inkl. drittes 

 
8 Quelle Bundesministerium für Inneres  
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Quartal 2025 (rd. 21.100 Personen) abzüglich der tatsächlichen Einreisen9 2024 und 

der ersten drei Quartale des Jahres 2025 (rd. 8.680 Personen)10. Empirische Daten der 

letzten Jahre11 zeigen, dass durchschnittlich jede zweite schutzberechtigte Person drei 

Personen über den Familiennachzug nachholen möchte. Somit ergibt sich ein Potential 

von rd. 31.000 Personen, die über den Familiennachzug nach Österreich kommen 

könnten.12  

2. Potential mittelbar aus dem Familiennachzug: 

Das oben erwähnte Potential von 31.000 Personen über den Familiennachzug muss 

weiters um zwei Gruppen ergänzt werden: 

a. Personen, denen erst in Zukunft ein Schutzstatus zuerkannt werden wird, und die 

in weiterer Folge ihre Familie nachholen wollen. Hier ist eine genaue 

Quantifizierung naturgemäß unmöglich, muss jedoch in den strategisch 

vorausschauenden planerischen Überlegungen berücksichtigt werden. 

b. Kinder, die nach vollzogenem Familiennachzug in Österreich geboren wurden oder 

werden. In den letzten zehn Jahren wurden rd. 31.700 internationale Schutztitel an 

nachgeborene Kinder erteilt. In den Jahren 2023 und 2024 wurden alleine 7.137 

Schutztitel an nachgeborene Kinder erteilt (rund 3.570 Erteilungen pro Jahr).13 Im 

Jahr 2025 (inkl. September) wurden bis dato rd. 1.720 internationale Schutztitel an 

nachgeborene Kinder erteilt. 

Addiert man die jährliche Durchschnittszahl an Schutztitel für nachgeborene Kinder zum oben 

erwähnten Potential von rd. 31.000 Personen, ergibt sich ein Gesamtpotential von knapp 

35.000 Fällen, welche in einer vorausschauenden und gesamthaften Betrachtung ins Kalkül 

gezogen werden muss. In dieser Betrachtung ist keine punktuelle oder auf einen kurzfristigen 

Zeitraum bezogene Prognose anzuwenden, sondern eine längerfristige, die dem Staat eine 

systemische Planung ermöglicht. 

 
9 Tatsächliche Einreise aufgrund eines Antrags auf Familiennachzug. 
10 Quelle Bundesministerium für Inneres. 
11 Quelle Bundesministerium für Innere.s 
12 Angemerkt werden darf, dass Asylberechtigte unmittelbar nach Schutzgewährung einen Antrag auf Familiennachzug 
stellen können, bei subsidiär Schutzberechtigten ist dies erst drei Jahre nach Statuszuerkennung möglich. Daher wurden die 
angeführten Jahreszahlen der obigen Berechnung zugrunde gelegt. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass 
Asylberechtigte auch zu einem späteren Zeitpunkt einen Antrag auf Familiennachzug stellen können (innerhalb der ersten 
drei Monate ist dies ohne Voraussetzungen nach den Bestimmungen des Asylgesetz 2005 möglich). Des Weiteren sei 
erwähnt, dass subsidiär Schutzberechtigte grundsätzlich die Voraussetzungen wie ausreichende finanzielle Mittel, ortsübliche 
Unterkunft und Krankenversicherung nachweisen müssen, es sei denn es kann im Hinblick auf Art. 8 EMRK davon abgesehen 
werden. Die tatsächlichen Einreisen müssen vom Potential abgezogen werden, da diese Personen bereits in Österreich 
aufhältig sind und es ansonsten zu Doppelzählungen käme. 
13 Quelle Bundesministerium für Inneres. 
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Mögliche Steuerungsmaßnahmen und das Fehlen gelinderer 

Mittel zum vorübergehenden Stopp des Familiennachzugs 
 

Die Herausforderungen für die Systeme Österreichs betreffen zwei unterschiedliche 

Kategorien von Personen, bei denen Steuerungsmaßnahmen nicht im gleichen Ausmaß 

möglich sind: 

Kategorie eins sind Schutzsuchende und deren Familienmitglieder, die sich bereits in 

Österreich aufhalten. Kategorie zwei repräsentiert jene Gruppe von Personen, die derzeit noch 

nicht in Österreich sind, aber im Zuge der Familienzusammenführung ein Aufenthaltsrecht 

erlangen können. Aus beiden Gruppen resultieren große Herausforderungen für die 

nachfolgenden Systeme. Die unmittelbare Steuerungsmöglichkeit, die also effektiv kurzfristige 

und quantitativ bedeutsame systemische Entlastungseffekte zeitigt, ist jedoch ausschließlich 

bei Kategorie zwei gegeben. Für Kategorie eins sind je nach Individualfall andere staatliche 

Maßnahmen zu setzen, welche neben Maßnahmen des Bildungssystems, der 

Arbeitsmarktverwaltung und der sozialen Verwaltung sowie der Querschnittsmaterie 

Integration auch asylrechtliche und fremdenpolizeiliche Maßnahmen umfassen können. Diese 

Schritte wirken nicht innerhalb so kurzer Zeit in einer quantitativ bedeutsamen Zahl, die aktuell 

für die Entlastung der unterschiedlichen Systeme notwendig wäre. Daher liegt das Augenmerk 

auf der zweiten Gruppe, wodurch die oben beschriebenen unmittelbar notwendigen 

Entlastungen in den verschiedenen Systemen erzielt werden können. Am effektivsten und 

schnellsten bringt eine Einschränkung des Familiennachzugs Entlastung. 

In der Vergangenheit wurden zahlreiche Maßnahmen gesetzt, um den Integrationsprozess von 

neu ankommenden Asyl- und subsidiär Schutzberechtigten zu ermöglichen und die dafür 

notwendigen Kapazitäten zu schaffen.  

Trotz dieser Anstrengungen ist die erzielte Wirkung jedoch mittel- bis langfristig angelegt. 

Selbst bei optimalen Rahmenbedingungen benötigen Integrationsprozesse erfahrungsgemäß 

Jahre. Die derzeitige Situation erfordert jedoch eine sofortige Entlastung der österreichischen 

Systeme.  

Dabei gestaltet sich – auch durch die große Anzahl an Betroffenen bedingt – der 

Integrationsprozess von Menschen aus Syrien und Afghanistan und Somalia besonders 

herausfordernd, da neben sprachlichen Barrieren auch Defizite in den bisherigen 

Schullaufbahnen sowie der für die Integration in den Arbeitsmarkt erforderlichen beruflichen 

Bildung ausgeglichen werden müssen. Häufig müssen zuvor auch die für das Leben und die 

Erlangung der Selbsterhaltungsfähigkeit in Österreich erforderliche Allgemeinbildung und 

wesentliche Grundregeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens erst vermittelt und 

verinnerlicht werden. Dieser Bildungsprozess erfordert und bindet entsprechende 

Personalkapazitäten in den diesbezüglich relevanten Systemen und kann auch nur effektiv bei 

Wahrung der erforderlichen Betreuungsqualität sichergestellt werden. 
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Die vorübergehende Begrenzung des Familiennachzugs stellt daher unter den gegebenen 

Umständen ein notwendiges und verhältnismäßiges Mittel dar. Diese Maßnahme ist 

vorübergehend und in seiner Einzelfallbezogenheit differenziert ausgestaltet und betrifft einen 

abgrenzbaren Personenkreis, der besondere Herausforderungen mit sich bringt. Somit wird 

auf verhältnismäßige Weise auf die konkrete Überlastung reagiert. Die Maßnahme ist daher 

geeignet, zeitlich befristet Entlastung zu schaffen. Nur dadurch können die Tragfähigkeit des 

Integrationssystems, insbesondere im Teilbereich Bildung, die gesellschaftliche Kohärenz und 

staatliche Strukturen stabilisiert und gesichert werden. 

Den vorhandenen Kapazitätsengpässen im Bildungssystem könnte zwar – theoretisch – durch 

einen Ausbau der Kapazitäten begegnet werden, jedoch würde in der Praxis ein solcher 

Ausbau frühestens mit ca. fünf Jahren Verzögerung Wirkung entfalten, da die dafür benötigen 

Pädagoginnen und Pädagogen erst rekrutiert und an den Hochschulen ausgebildet werden 

müssten. Mit den Bemühungen eines Personalaufwuchses wurde bereits vor einigen Jahren 

begonnen, aber die realen Gegebenheiten an verfügbaren bzw. auszubildenden Lehrpersonen 

benötigt die angesprochene Vorlaufzeit. Damit ist ein solcher Kapazitätsausbau kein 

geeignetes Mittel, um in der aktuellen Situation eine effektive, adäquate und unmittelbare 

Entlastung zu bewirken. 

Auch spielt dabei der demografische Wandel eine erhebliche Rolle: Durch die fortschreitende 

Pensionierung der „Baby-Boomer“-Generation gestaltet sich bereits die Aufrechterhaltung des 

aktuellen Personalstands in den Bildungseinrichtungen und allen anderen staatlichen 

Systemen herausfordernd, die Möglichkeit des Kapazitätsausbaus stößt deshalb schlicht an 

praktische Grenzen.  

Es ist festzuhalten, dass der Familiennachzug zu Ankerpersonen stattfindet. Diese leben 

überwiegend im urbanen Raum. Eine Verpflichtung den Wohnort zu wechseln, stößt nicht nur 

an faktische, sondern auch unionsrechtliche Grenzen (Art. 29 EU-Status-RL). 

Binnenmigration in den urbanen Raum kann auch nicht ausgeschlossen werden, wenn 

Ankerpersonen in einem ersten Schritt in ländlichen Regionen angesiedelt sind. 

Zusammenfassend ist festzuhalten: Abgesehen vom vorübergehenden Aussetzen des 

Familiennachzugs stehen keine gelinderen Mittel für eine unmittelbare, adäquate und 

effektive Entlastung der für den erfolgreichen Integrationsprozess relevanten Systeme zur 

Verfügung. Eine spürbare Entlastung im Bildungssystem kann vor allem durch 

Steuerungsmöglichkeiten des Staates im Bereich des Neuzugangs bzw. des Familiennachzugs 

aus dem Ausland sichergestellt werden, da andere Maßnahmen wie z.B. Rekrutierung 

zusätzlicher Lehrpersonen nicht rasch wirksam werden und sich auch Leistungsrückstände der 

bereits im Schulsystem befindlichen Kinder nicht kurzfristig aufholen lassen. 

Nachfolgend wird im Detail dargelegt, wie sich die Situation in einzelnen Systembereichen 

darstellt und vor welchen Herausforderungen Österreich konkret vor dem Hintergrund des 

Familiennachzugs steht. Dabei wird auch auf eine sich bereits abzeichnende negative 

Auswirkungen der systemspezifischen Kapazitätsprobleme auf andere Systeme der 
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öffentlichen Ordnung und inneren Sicherheit eingegangen. Nur eine unmittelbare Entlastung 

der bereits überlasteten Systeme kann sicherstellen, dass diese eine ausreichende 

Integrationsleistung erbringen können und nicht in weiterer Folge in anderen Systemen wie 

z.B. der inneren Sicherheit zusätzlich neue Störungen entstehen. 
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1) Bildungssystem 
 

Bildung als Vorbedingung für Demokratie 

Wertehaltungen bilden nicht nur ein Fundament demokratischer Gesellschaften, sondern sie 

prägen vor allem auch das alltägliche Miteinander und die Funktionsweise staatlicher 

Institutionen in einer liberalen Demokratie. Ohne diese Gemeinsamkeiten – etwa 

Rechtsstaatlichkeit, Gleichstellung der Geschlechter, Säkularität oder demokratische 

Mitbestimmung – kann weder gesellschaftlicher Zusammenhalt noch ein dauerhaft stabiles 

politisches System gewährleistet werden. 

Diese Grundwerte des Zusammenlebens sind staatlichen und gesellschaftlichen Strukturen 

vorgelagert. Ihre Verankerung in der Bevölkerung bestimmt maßgeblich, wie wirksam und 

belastbar unsere Institutionen tatsächlich sind. 

Gerade deshalb erfordert die Integration von Menschen, die diese Grundwerte aufgrund ihrer 

kulturellen Prägung (noch) nicht ausreichend teilen oder verinnerlicht haben, gezielte 

Maßnahmen, insbesondere im Bildungsbereich. Denn hier sind zusätzliche Ressourcen 

notwendig, um zentrale Prinzipien des Zusammenlebens zu vermitteln und langfristig 

abzusichern. 

Die aktuellen Ergebnisse der Migrationserhebung 2025 liefern wichtige Hinweise zu 

bestehenden Wertvorstellungen und Herausforderungen für den gesellschaftlichen 

Zusammenhalt in Österreich. So zeigt sich, dass traditionelle Rollenbilder und eine geringere 

Akzeptanz von Homosexualität unter Zugewanderten weiter verbreitet sind als bei in 

Österreich Geborenen. Während beispielsweise 41% der Zugewanderten (Türkei 50%, Syrien 

37% und Russische Föderation 46%) ein homosexuelles Familienmitglied eher nicht 

akzeptieren würden, sind es unter den in Österreich Geborenen lediglich 14%. Traditionelle 

Geschlechterrollen kommen auch in der Haltung zum Lebensstil österreichischer Frauen zum 

Ausdruck: So sehen 25% der Zugewanderten den Lebensstil österreichischer Frauen als zu 

freizügig an (in Österreich geborene: 9%). Am häufigsten tun dies in Syrien (46%) und Somalia 

(64%) Geborene. Auch die Vorstellung, der Mann repräsentiere die Familie nach außen, ist 

beispielsweise unter in Syrien Geborenen deutlich häufiger (52%) anzutreffen als unter 

Zugewanderten allgemein (29%) und den in Österreich Geborenen (7%).14 

Auch im öffentlichen Raum zeigen sich Spannungsverhältnisse, die das gesellschaftliche 

Miteinander insgesamt betreffen. Die subjektive Empfindung von Abschottung in 

Wohngegenden betrifft sowohl Zugewanderte (22,1%) als auch in Österreich Geborene 

(24,1%).15 Darüber hinaus bestehen problematische Einstellungen zur Demokratie und eine 

Präferenz für einen „starken Führer“. Vor allem bei Jugendlichen mit syrischem und 

afghanischem Migrationshintergrund sind derartige Einstellungen deutlich häufiger 

 
14 Statistik Austria (2025): Migrationserhebung 2025. 
15 Statistik Austria (2025): Migrationserhebung 2025. 
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anzutreffen als bei jenen ohne Migrationshintergrund.16 Für Personen mit somalischem 

Migrationshintergrund liegen weitere konkrete Daten vor, die die Herausforderungen in der 

Integration unterstreichen. Knapp 80% gaben bei einer Befragung an, unter Nicht-Muslimen 

leben zu können, jedoch sollte man sich nur wenig anzupassen. Mehr als die Hälfte der 

Befragten (55,4%) stufte den Koranunterricht als wichtiger oder viel wichtiger als den 

Schulunterricht ein.17 Ebenso gibt es problematische Einstellungen in Bezug auf die 

Rechtsstaatlichkeit im religiösen Kontext, etwa wenn religiösen Rechtsquellen Vorrang 

gegenüber staatlichem Recht eingeräumt wird.18 

Die Änderung dieser Grundhaltungen ist ein Prozess, der viel Zeit in Anspruch nimmt, da sich 

grundlegende Einstellungen nicht innerhalb kurzer Zeit ändern. Die Vermittlung dieser 

Grundvoraussetzungen für eine umfassende Integration benötigt funktionierende Systeme, 

wie insbesondere ein funktionierendes Bildungssystem.  

Das Bildungssystem ist jener Bereich, der Österreich als Gesellschaft und Volkswirtschaft mit 

den nötigen Fähigkeiten ausstattet als Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft, aber auch mit 

der speziell in Österreich stark ausgeprägten unternehmerischen KMU-Struktur (99,7%)19, um 

im globalen Wettbewerb erfolgreich zu sein. 

Deshalb spielen gerade elementare und schulische Bildungseinrichtungen eine zentrale Rolle 

und Integration hat für das Zusammenleben in Österreich und die österreichische 

Volkswirtschaft unbedingt erfolgreich zu sein. Herausforderungen in diesem Bereich wirken 

sich auf Bildungschancen und in weiterer Folge auf Erwerbskarrieren und damit die gesamte 

Gesellschaft aus. Unter niedrigem Bildungsniveau leiden also nicht nur Jugendliche selbst 

(Arbeitslosigkeit, Perspektivlosigkeit), sondern auch die Gesellschaft insgesamt. Folgen von 

Bildungsarmut führen unter anderem zu gesundheitlichen Problemen und einer höheren 

Anfälligkeit für Kriminalität.20  

Ein Ungleichgewicht zwischen Aufnahmekapazitäten von Bildungseinrichtungen und Anzahl 

der Aufzunehmenden führt etwa dazu, dass Gruppen in Kindergärten und Klassen überfüllt 

sind, die individuelle Förderung der Kinder eingeschränkt wird und die Qualität der 

pädagogischen Arbeit leidet. Je stärker dieses Ungleichgewicht ausgeprägt ist, desto weniger 

kann Kindern die notwendige Unterstützung zuteilwerden. Dabei geht es darum, 

grundlegende Kompetenzen wie Lesen, Schreiben und Rechnen in ausreichendem Maße zu 

erwerben. Dies kann langfristig zu einem höheren Risiko negativ verlaufender 

Bildungskarrieren und zur Verfestigung sozialer Ungleichheiten führen. Durch die Überlastung 

fehlt qualifiziertes pädagogisches Personal. Dies verstärkt die Belastung der vorhandenen 

Kräfte, was zu einem erhöhten Stressniveau führt und die Attraktivität des Berufsbilds 

 
16 ÖIF (2019): Junge Menschen mit muslimischer Prägung in Wien. 
17 DPI (2024): Zwischen Rechtsstaat, Kultur und Religion. Eine quantitative Studie über Einstellungen von 
Muslim*innen mit somalischem, sudanesischem und westafrikanischem Migrationshintergrund. 
18 Ebermann, Haberl, Gomez-Diaz (2022): Muslim*innen im Großraum Wien zwischen Religion und Rechtsstaat, 
Fokus Religion und Rechtsstaat. 
19 BMWET (2025): KMU im Fokus 2024. Bericht über die Situation und Entwicklung kleiner und mittlerer 
Unternehmen der österreichischen Wirtschaft.  
20 Schütz (2009): Über den Zusammenhang von Bildung und Kriminalität aus bildungsökonomischer Sicht. 
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„Pädagogin oder Pädagoge“ mindert, was die Rekrutierung neuer Personen für diesen Beruf 

erschwert. Typischerweise wird hier der Staat kompensatorisch tätig, aber aufgrund der 

Überlastung und der Ressourcenknappheit (u.a. Rekrutierungsschwierigkeiten und budgetäre 

Beschränkungen) wird die Ordnung und Sicherheit in den Systemen des Staates gefährdet.  

Im schulischen Bereich kann ein Mangel an qualifizierten Lehrkräften auch dazu führen, dass 

Schülerinnen und Schüler nicht die nötigen Fähigkeiten entwickeln, um in der Arbeitswelt 

erfolgreich zu sein, was die wirtschaftliche Stabilität gefährdet und soziale Spannungen 

verstärken kann. In einer Gesellschaft, in der die Schule eine zentrale Rolle bei der Vermittlung 

von Bildung und verstärkt auch bei sozialen Kompetenzen spielt, kann ein überlastetes 

Bildungssystem die öffentliche Ordnung gefährden und gesamtgesellschaftlich weitreichende 

und langfristige Auswirkungen haben. Mittel- bis langfristig schwächt eine Überlastung des 

Bildungssystems die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, erschwert sozialen Aufstieg, führt zu 

steigender und nachhaltiger sozialer Bedürftigkeit, zur stärkeren Belastung des 

Gesundheitssystems und gefährdet den sozialen Zusammenhalt sowie die Identifikation mit 

öffentlichen Institutionen und den zentralen demokratischen Grundwerten.  

 

a) Kindergärten 
 

Eine Studie der Universität Klagenfurt geht bis zum Jahr 2030 von einem Personalbedarf in 

österreichischen Kindergärten von bis zu 13.700 Fachkräften aus.21 Die ausreichende 

Rekrutierung neuer Pädagoginnen und Pädagogen gestaltet sich in ganz Österreich schwierig. 

Vor allem die unzureichende Verfügbarkeit von Deutschförderkräften stellt eine 

Herausforderung dar. Gleichzeitig nimmt die Zahl der Kinder mit ausländischer 

Staatsbürgerschaft in österreichischen Kindergärten zu,22 was das Verhältnis von Kindern mit 

Deutschkenntnissen und jenen ohne weiter verschlechtert. 

Österreichweit besuchten im Jahr 2024/25 205.984 Kinder einen Kindergarten. Davon hatten 

rund 20% eine ausländische Staatsangehörigkeit, wobei der Anteil in praktisch allen 

Ballungsräumen zum Teil wesentlich höher lag. Der Anteil der Kinder in Kindertagesheimen, 

deren Umgangssprache nicht Deutsch ist, beträgt im Berichtsjahr 2024/25 rund ein Drittel 

(32,9%) und fällt entsprechend in Ballungsräumen wesentlich höher aus.23 PISA-Daten zeigen, 

dass dieser Wert im Integrationsverlauf nur langsam sinkt. 15-Jährige sprechen im Jahr 2022 

zu knapp einem Viertel (24,9%) zu Hause nicht die Unterrichtssprache Deutsch. Dieser Anteil 

liegt deutlich über dem OECD-Durchschnitt (11,2%) und hat sich auch im Zehn-Jahres-

Vergleich in Österreich in dieser kurzen Zeitspanne mehr als verdoppelt (11,4%).24 Während 

die vorliegende Erst- bzw. Alltagssprache für sich genommen noch keine ausreichende Basis 

 
21 Universität Klagenfurt (2023): Kindergärten vor großen Herausforderungen: Bis 2023 könnten bis zu 13.700 
Fachkräfte fehlen. 
22 Exkl. Steiermark.  
23 Statistik Austria (2025): Kindertagesheimstatistik 2025. 
24 PISA 2022 Database (2023): Tables I.B1.7.9 und I.B1.7.10. 

https://www.aau.at/blog/kindergaerten-koennten-2030-bis-zu-13-700-fachkraefte-fehlen-2/
https://www.aau.at/blog/kindergaerten-koennten-2030-bis-zu-13-700-fachkraefte-fehlen-2/
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ist, um auch Probleme einer altersadäquaten Verwendung der deutschen Sprache 

abschließend benennen zu können, zeigt eine Verknüpfung mit einer Reihe von 

Erhebungsinstrumenten zu Bildungsstandards (siehe unten) große Diskrepanzen bzw. 

Leistungsunterschiede zwischen Kindern mit und ohne deutscher Erst- bzw. Alltagssprache. 

Diese Zahlen unterstreichen auch die zentrale Bedeutung einer früh, bereits im Bereich der 

Elementarpädagogik einsetzenden Deutschförderung. Denn auch in der Gruppe der 

Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund (2. Generation) sprachen 2022 mehr als 

70% zu Hause eine andere Sprache als Deutsch.25 

 

Eine aktuelle Studie zu Herausforderungen in Kindergärten durch Migration26 verdeutlicht die 

Belastung vieler Einrichtungen. Die Studie beruht auf Erfahrungswerten aus Oberösterreich, 

Tirol, Vorarlberg und der Steiermark. Die Ergebnisse stellen jedoch einen Richtwert für ganz 

Österreich dar. Das Fazit der Studienleitung besagt: „Kindergärten mit mehrheitlich Kindern 

nichtdeutscher Erstsprache sind aktuell nicht imstande dazu beizutragen, die steigende Zahl 

der Kinder mit Kompetenzschwächen in sprachlichen, kognitiven und sozialemotionalen 

Bereich zu senken.“  

Bei rd. 60% der befragten Leitungen liegt der Anteil der Kinder mit nichtdeutscher Erstsprache 

über 70%, fast ein Viertel (24%) spricht von einem Anteil von 90–100%. 71% dieser Leitungen 

geben auch an, bei mehr als der Hälfte der Kinder betreffend der Schulreife kein gutes Gefühl 

zu haben. Diese Einschätzung wird auch von österreichweiten Daten gestützt. So haben aktuell 

über 20% bzw. 37.300 der 5-jährigen Kindergartenkinder am Ende der Kindergartenzeit einen 

Sprachförderbedarf. Die Studie verweist ebenfalls auf die hohe Zahl der Zuwandernden mit 

niedrigem Bildungsniveau und die Bedeutung der Familie als wichtige Faktoren für den Erfolg 

von Deutschfördermaßnahmen. 

So haben beispielsweise in Wien aktuell rund 17.000 Kindergartenkinder Sprachförderbedarf. 

Derzeit können jedoch nur 56% der Kindergartenkinder, die spezielle Deutschförderung 

benötigen, ein Platz erhalten. Die Problematik wurde bereits 2020 erkannt und eine 

Aufstockung der Sprachförderkräfte von knapp 300 auf 500 beschlossen, jedoch gestaltet sich 

die Rekrutierung und Ausbildung von qualifizierten Fachkräften fortwährend herausfordernd 

und benötigt entsprechend lange Vorlaufzeiten.27 

Die größten Probleme definieren die befragten Leiterinnen und Leiter u.a. in zwei 

wesentlichen Bereichen. Manche Kinder pflegen zu wenig Kontakt zu Kindern mit Deutsch als 

Erstsprache. Des Weiteren betonen sie die zentrale Rolle der Eltern in Bezug auf den 

Spracherwerb der deutschen Sprache.28 

 
25 PISA Results (2023): Volume I, S. 211. 
26 Koch, Wahlmüller (2025): Migration und Kindergärten in Österreich. Herausforderungen aus der Sicht von 
Kindergartenleitungen (Vier-Bundesländer-Studie der PH OÖ und PH Tirol 2025). 
27 Anfragebeantwortung von Vizebürgermeisterin Bettina Emmerling (Neos) an die ÖVP vom 20.3.2025. 
28 Koch, Wahlmüller (2025): Migration und Kindergärten in Österreich. Herausforderungen aus der Sicht von 
Kindergartenleitungen (Vier-Bundesländer-Studie der PH OÖ und PH Tirol 2025). 
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Auf Kindergartenebene, so heißt es in der Zusammenfassung der Studie, bereite es die größten 

Sorgen, dass es zu wenig Personal gebe, das die deutsche Sprache auf dem erforderlichen 

Niveau spreche. Ambivalent werde Betreuungspersonal gesehen, welches die Erstsprache der 

Kinder spricht. Einerseits betrachten es viele Kindergartenleitungen zu Beginn als Vorteil 

„mehrsprachige" Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu haben, andererseits werde dieses Asset 

zum Fallstrick, "wenn sich die Assistenz-Kraft dazu verleiten lässt, die Kommunikationen mit 

dem Kind bevorzugt in der gemeinsamen Erstsprache“ zu führen. So kommen viele Kinder mit 

für den Unterricht unzureichenden Deutschkenntnissen aus dem Kindergarten in die 

Volksschule. Die Herausforderungen in diesem Zusammenhang ziehen sich oft durch ihre 

gesamte Bildungslaufbahn.29 

In fast allen EU-Ländern sei der Anteil der niedrig Qualifizierten bei den Zugewanderten 

deutlich höher als bei jenen, die im Inland geboren sind. Der Bericht „Migration und 

Integration“ (Statistik Austria, 2025) zeige, dass bei 25- bis 65-jährigen Migrantinnen und 

Migranten knapp ein Viertel (23%) maximal einen Pflichtschulabschluss aufweisen würde, bei 

Zugewanderten aus der Türkei sogar rund 51%. Bei Personen ohne Migrationshintergrund 

beträgt der Anteil nur 9%.30 

Dieser Umstand stellt insbesondere beim Zusammentreffen mit Wohnortsegregation 

Kindergärten vor nahezu unlösbare Herausforderungen. Während die Gesellschaft gerade in 

die elementaren Bildungseinrichtungen große Hoffnungen setze, die Bildungsungleichheiten 

zu verringern, scheine „die Realität eher so zu sein, dass diese Einrichtungen dazu beitragen, 

die Bildungskluft zu vergrößern“.31 

Integrationspolitisch gibt es seit Jahrzehnten durch Bund, Länder und Gemeinden intensive 

Bemühungen. So legt etwa die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und 

den Ländern über die Elementarpädagogik für die Kindergartenjahre 2022/23 bis 2026/27 

einen expliziten Schwerpunkt auf die Intensivierung der Förderung der Bildungssprache 

Deutsch bei Vierjährigen und das Vorantreiben der Qualifikation der 

Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen und des Deutschförderpersonals.  

Anhand der dargestellten Daten ist abzusehen, dass sich die Herausforderungen durch Kinder 

mit erhöhtem Förderbedarf im Bildungssystem fortsetzen werden.  

Gemäß einer Studie des ÖIBF, die im Auftrag des Bildungsministeriums erstellt wurde, wird 

für die Gruppe der 0–5-Jährigen in der Hauptvariante bis 2030 ein Zuwachs von +2.600 

Kindern vorhergesagt. Im Wachstumsszenario wird ein Zuwachs von rd. +77.700 Kindern in 

dieser Altersgruppe erwartet.  

Auf der Grundlage der Bevölkerungsprognose nach dem Hauptszenario kommt es durch die 

steigenden Betreuungsquoten (wenn die Entwicklung der letzten zehn Jahre in die Zukunft 

 
29 Koch, Wahlmüller (2025): Migration und Kindergärten in Österreich Herausforderungen. aus der Sicht von 
Kindergartenleitungen (Vier-Bundesländer-Studie der PH OÖ und PH Tirol 2025). 
30 Statistik Austria (2025): Statistisches Jahrbuch „Migration & Integration 2025“. 
31 Koch, Wahlmüller (2025): Migration und Kindergärten in Österreich. Herausforderungen aus der Sicht von 
Kindergartenleitungen (Vier-Bundesländer-Studie der PH OÖ und PH Tirol 2025). 
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extrapoliert wird) zu einem deutlichen Anstieg der Inanspruchnahme von elementaren 

Bildungseinrichtungen von rd. +34.800 zusätzlichen Plätzen gegenüber dem Niveau von 2020. 

Bei der genaueren Analyse betrifft dieser Anstieg vor allem die Gruppe der 0–2-Jährigen mit 

einem Plus von 29.200 Plätzen, während es bei der Gruppe der 3–5-Jährigen zu einer Zunahme 

von rd. 5.600 Plätzen kommt. Hier gibt es bundesweit große Unterschiede: während für das 

Burgenland nur eine Zunahme von rd. 200 Plätzen angenommen wird, sind es in Wien rd. 

14.700 zusätzliche Plätze bis 2030. Geht man von einem verstärkten Bevölkerungswachstum 

aus, wären es sogar 75.900 zusätzliche benötigte Plätze bis 2030.  

Dieselbe Studie geht davon aus, dass bis zum Jahr 2030 13.700 Fachkräfte benötigt werden, 

um den aktuellen Status Quo aufrecht erhalten zu können. Möchte man eine Verbesserung 

der Strukturqualität erreichen, bräuchte es bis 2030 zusätzliche 20.200 Fachkräfte.  

Rund 26% des Fachpersonals in elementaren Bildungseinrichtungen haben laut Studie ein 

Alter von 50 Jahren oder mehr, wodurch ein relevanter Abgang in das System der 

Alterssicherung zu erwarten ist. Die Austritte aus dem Bereich der Elementarpädagogik in 

andere Berufsfelder wirken sich lt. den Ergebnissen negativer aus als die Abgänge in die 

Alterssicherung. Es wird geschätzt, dass rund 4% des qualifizierten Fachpersonals pro Jahr aus 

dem Beschäftigungssystem austreten. Die Neueintritte durch Ausbildung sind zwar in der 

Lage, die Pensionierungen abzufedern, jedoch nicht die Abgänge.32  

Das Bildungsministerium ergreift daher zahlreich Maßnahmen, um dem Fachkräftemangel 

entgegenzuwirken: durch eine Ausbildungsoffensive können zahlreiche neue 

Ausbildungswege geschaffen werden, um möglichst vielen verschiedenen Zielgruppen einen 

raschen Einstieg in das Berufsfeld zu ermöglichen. Außerdem werden viele neue 

Ausbildungsplätze geschaffen und die Kampagne Klasse Job auf den Bereich der 

Elementarpädagogik ausgeweitet. Weiters wird im Rahmen eines zweijährigen TSI-Projekts 

gemeinsam mit wichtigen Akteurinnen und Akteuren an den Verbesserungen der 

Rahmenbedingungen für das Personal gearbeitet, um so das Berufsfeld attraktiver gestalten 

und zukünftig den Verbleib darin erhöhen zu können.  

Die ausreichende Rekrutierung neuer Pädagoginnen und Pädagogen gestaltet sich dennoch 

schwierig. Gleichzeitig nimmt die Zahl der ausländischen Kinder in Kindergärten zu, was das 

Verhältnis zwischen Deutsch und nicht Deutsch sprechenden Kindern weiter verschlechtert.  

Trotz dieser intensiven, gesamtstaatlichen Bemühungen können elementare 

Bildungseinrichtungen die Defizite, die insbesondere Kinder im Rahmen des Familiennachzugs 

mitbringen, nicht kompensieren. Ein viel zu hoher Anteil an Kindern mit nichtdeutscher 

Umgangssprache muss auch trotz eines oft mehrjährigen Kindergartenbesuchs als nicht 

schulreif bzw. als außerordentlicher Schüler eingestuft werden.  

  

 
32 Löffler et al. (2022): Bildungs- und Berufsverläufe von Absolvent/inn/en der Bildungsanstalten und Kollegs für 
Elementarpädagogik. Synthesebericht an das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung 
(ÖIBF). 
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b) Schulen 
 

Österreichweit beträgt der Anteil der Schülerinnen und Schüler mit einer nichtdeutschen 

Alltagssprache im allgemeinen Pflichtschulbereich bereits rund 34%, in Ballungsräumen liegt 

dieser Wert noch deutlich höher.33 

Die Möglichkeiten, eine stetig zunehmende Anzahl an Schülerinnen und Schülern effektiv zu 

fördern, sind begrenzt. Von den Anfängerinnen und Anfängern im außerordentlichen Status 

des Schuljahres 2020/21 konnten noch 54% bis zum Ende der Förderung in den ordentlichen 

Status wechseln. Für jene des Schuljahres 2021/22 sank dieser Anteil auf 50%. Für die 

Schülerinnen und Schüler der Deutschförderklassen sind die Rückgänge in den Ergebnissen 

noch deutlicher. Von den Anfängern und Anfängerinnen in Deutschförderklassen des 

Schuljahres 2020/21 konnten 42% ihre Kompetenzen vor dem Ende der Maßnahme soweit 

verbessern, dass sie in den ordentlichen Status wechseln konnten. Jene des Schuljahres 

2021/22 jedoch nur noch zu 33%.34 

Die Zusammensetzung der Klassen in Volks- und Mittelschulen nach Alltagssprache der 

Schülerinnen und Schüler hat sich gerade im urbanen Gebieten in den letzten Jahren 

verändert. Zwar sind bundesweit Klassen mit mehrheitlich Schülerinnen und Schülern mit 

deutscher Alltagssprache deutlich in der Mehrheit (im Schuljahr 2024/25 etwa 75%), in Wien 

ist dies jedoch nur in knapp einem Drittel der Klassen (32%) der Fall. In Wiener Schulen ist 

demnach für rund 70% der Kinder nicht mehr Deutsch die Alltagssprache.35 In 44% der Klassen 

haben mittlerweile mindestens dreiviertel der Schülerinnen und Schüler eine andere 

Alltagssprache als Deutsch. Im Zeitverlauf stieg der Anteil der Volksschulklassen mit über 75% 

an Schülerinnen und Schülern mit nichtdeutscher Alltagssprache in dicht besiedelten Gebieten 

um drei Prozentpunkte (von 29% im Schuljahr 2019/20 auf 32% im Schuljahr 2024/25). In 

Mittelschulen blieb der Anteil der Klassen mit über 75% an Schülerinnen und Schülern mit 

einer anderen Alltagssprache als Deutsch konstant auf hohem Niveau (51% im Schuljahr 

2019/20 und 53% im Schuljahr 2024/25).  

An den allgemeinbildenden Pflichtschulen in Österreich ist die Anzahl der Schüler und 

Schülerinnen mit nichtdeutscher Alltagssprache über die letzten zehn Schuljahre hinweg 

kontinuierlich angestiegen. Im Schuljahr 2023/24 wurden rund 50.000 mehr Schüler und 

Schülerinnen mit nichtdeutscher Alltagssprache an allgemeinbildenden Pflichtschulen in 

Österreich beschult als noch im Schuljahr 2014/15 (+34%). In Wien betrug die Zunahme im 

selben Zeitraum ca. 20 000 von ca. 61 000 auf ca. 81 000 Schülerinnen und Schüler (+32%). 

Generell ist in den Landeshauptstädten und weiteren großen Städten Österreichs der Anteil 

von Schülerinnen und Schülern im Schuljahr 2023/2024, für die Deutsch nicht die 

erstgenannte im Alltag gebrauchte Sprache ist, sehr hoch.36 

 
33 Statistik Austria (2025): Schulstatistik 2023/24. 
34 BMB, Bildungsdokumentation. 
35 Statistik Austria (2025), Schulstatistik 2023/24 
36 Statistik Austria, Bildung in Zahlen 2022/23 (2024), S. 27; Statistik online, Zugriff am 03.06.2024. 
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Größte Städte Österreichs 

 

Einwohner 

Anteil der Volksschüler mit 

nichtdeutscher 

Umgangssprache Stand 

Schuljahr 2023/24 

Wels 2.028.289 69,0% 

Wien 305.314 60,5% 

Linz 213.557 56,6% 

Wr. Neustadt 157.659 52,1% 

Salzburg 132.499 51,8% 

Steyr 105.256 50,6% 

Graz 134.755 50,4% 

St. Pölten 29.476 46,6% 

Innsbruck 16.118 46,9% 

Dornbirn 65.749 40,6% 

Villach 65.482 39,4% 

Klagenfurt am Wörthersee 52.108 36,4% 

Baden 49.156 32,1% 

Bregenz 38.0364 29,6% 

Feldkirch 36.708 28,8% 

Krems an der Donau 25.931 28,2% 

Eisenstadt 25.473 26,8% 
37 

Der Umstand, dass im Alltag eine andere Sprache als Deutsch gesprochen wird, sagt zwar noch 

nichts über die tatsächlichen Deutschkenntnisse aus, jedoch haben 

Bildungsstandardüberprüfungen und internationale Kompetenzmessungen regelmäßig einen 

Leistungsabstand dieser Gruppe zu Schülerinnen und Schülern mit deutscher Umgangssprache 

festgestellt. Die Ergebnisse der PISA-Studie 2022 zeigten beispielsweise, dass 

Leistungsrückstände von Schülern mit Migrationshintergrund gegenüber jenen ohne 

Migrationshintergrund – neben dem sozioökonomischen Hintergrund – auch stark mit einer 

nichtdeutschen Umgangssprache zusammenhängen.38  

 

Schülerinnen und Schüler mit afghanischem und syrischem Migrationshintergrund39 weisen in 

allen untersuchten Kompetenzbereichen (Mathematik, Lesen, Naturwissenschaften) 

erhebliche Leistungsrückstände gegenüber Kindern ohne Migrationshintergrund auf. So 

 
37 Statistik Austria (2025): Schulstatistik 2023/24. 
38 So verringerte sich etwa der deutliche Rückstand von Schülern mit Migrationshintergrund im Bereich 

Mathematik (58 Punkte) nach Berücksichtigung des sozioökonomischen Hintergrunds um fast die Hälfte (25 

Punkte). Nach zusätzlicher Berücksichtigung einer nichtdeutschen Umgangssprache blieb nur noch ein 

Leistungsunterschied von 5 Punkten.  
39 Nach Herkunftsland der Mutter. 
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beträgt der durchschnittliche Rückstand der beiden Gruppen über alle Kompetenzbereiche 

hinweg 120 Punkte bzw. 24%.40 

 

Ein ähnliches Bild zeigt sich auch bei Betrachtung nach Alltagssprache. Schülerinnen und 

Schüler mit arabischer Alltagssprache weisen gegenüber jenen mit deutscher Alltagssprache 

über alle Kompetenzbereiche einen Leistungsrückstand von 100 Punkten (20%) auf. Der 

genannte Lernrückstand entspricht ungefähr zweieinhalb bis drei Schuljahren.41 

 

Anteil der Schüler Österreichs, die die Sekundarstufe I auch mit drei Jahren Verspätung noch 

nicht abgeschlossen haben (Stand 2022/23)42 

mit deutscher Umgangssprache 3,0% 

mit nichtdeutscher Umgangssprache 8,7% 

 

Da sich der Anteil der Kinder mit nichtdeutscher Umgangssprache in Österreich in der 

Generationenfolge nur minimal verringert, wenn keine Maßnahmen gesetzt werden, die die 

derzeitige Situation im österreichischen Bildungsbereich entlasten würden, ist auch mit einer 

Perpetuierung der für Angehörige der ersten Zuwanderungsgeneration typischen 

Herausforderungen im Bildungsbereich zu rechnen.  

Aus dieser Statistik wird ein gravierendes und nicht allein durch die Bereitstellung zusätzlicher 

Budgetmittel behebbares Problem ersichtlich: Vielen Herausforderungen, wie einem 

gestiegenen Bedarf an Räumlichkeiten, Personal, Budget, kann durch besondere 

Anstrengungen des Staates mit entsprechenden Vorlaufzeiten begegnet werden. Jedoch 

ergeben sich auch hier, vor allem bei pädagogischen und unterstützenden Kräften mit 

ausreichend hoher Deutschkompetenz, in der Praxis große Engpässe. Hinzu kommt, dass die 

Bevölkerungsprognose der Statistik Austria einen Anstieg der 6- bis 14-Jährigen um 5% bis 

2031 nahelegt.43 Daher ist die Veränderung des oben erwähnten Verhältnisses nur durch 

migrations- und integrationssteuernde Maßnahmen hinreichend möglich. 

Durch das Zusammentreffen von Menschen mit unterschiedlichen Wertvorstellungen, 

Erwartungen, kulturellen Identitäten und Lebensstilen kommt es im Schulalltag zu 

Spannungen und Konflikten. Als Reaktion auf vermehrte Berichte über besondere 

Herausforderungen im schulischen Alltag wurde im Februar 2019 im damaligen 

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung die Ombudsstelle für 

Wertefragen und Kulturkonflikte eingerichtet. Diese berichtete in weiterer Folge, es sei im 

Zuge von Gesprächen häufig geschildert worden, dass insbesondere weibliche Lehrkräfte von 

männlichen Jugendlichen aufgrund ihres Geschlechts nicht ernst genommen werden. 

Berichtet wurde zudem beispielsweise von Klassen mit großem Druck auf Mädchen, Hijab zu 

 
40 PISA 2022 (2023): Mathematik-, Lese- und Naturwissenschaftskompetenz von Schülerinnen und Schülern nach 
Migrationshintergrund und Herkunftsland der Mutter. 
41 PISA 2022(2023): Mathematik-, Lese- und Naturwissenschaftskompetenz von Schülerinnen und Schülern nach 
Alltagssprache. 
42 Statistik Austria, Bildung in Zahlen 2022/23(2024): Tabellenband, Tab. 1.5.1.2. 
43 BMBWF (2024): Nationaler Bildungsbericht Österreich 2024, S. 243. 
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tragen. Gewalt und Mobbing wurden im Bericht ebenfalls thematisiert. Dabei wurde etwa auf 

eine Analyse der Nationalen Strategie zur schulischen Gewaltprävention verwiesen, die 

aufzeigte, dass u.a. Kinder und Jugendliche aus Migrationsfamilien besonderer Unterstützung 

im Zusammenhang mit Mobbing und Gewalt bedürfen. So wurde auch mehrfach an die 

Ombudsstelle herangetragen, dass Schülerinnen etwa ihre Brüder dazu aufforderten, ihre 

Konflikte körperlich für sie auszutragen. In den bundesweiten Gesprächen wurde weiters 

deutlich, dass Radikalisierung und Extremismus nicht nur im gesellschaftlichen Diskurs, 

sondern auch im Bildungsbereich bereits ein großer Stellenwert eingeräumt wird. Immer 

häufiger wurden Lehrkräfte mit schwierigen Fragen zu Themen wie u.a. Islamismus und 

Antisemitismus konfrontiert oder nahmen bedenkliche Aussagen ihrer Schülerinnen und 

Schüler dazu wahr.44 Bereits vorhandene Tendenzen in diesem Problemfeld können durch den 

Familiennachzug weiter verstärkt werden. Diese Art der Belastung des Schulsystems zeigt sich 

beispielsweise auch an der österreichweit steigenden Anzahl der Suspendierungen, die als 

disziplinarische Maßnahme gegen schwerwiegendes Fehlverhalten zum Einsatz kommen.45 

Zur besseren Begleitung suspendierter Schülerinnen und Schüler soll ab Februar 2026 zudem 

österreichweit eine Suspendierungsbegleitung zum Einsatz kommen. Diese soll die 

betroffenen Kinder und Jugendlichen psychologisch sowie pädagogisch begleiten, um eine 

möglichst reibungslose Rückkehr in die Klassen zu ermöglichen, wofür auch eine Einbindung 

der Eltern geplant ist.46 

Die Aufnahme vieler Schülerinnen und Schüler aus kulturell sehr unterschiedlich geprägten 

Ländern wie Syrien und Afghanistan erfolgte sehr schnell, der Aufbau von Infrastruktur und 

die Weiterbildung von Lehrkräften im Umgang mit den dargestellten Konflikten braucht 

hingegen Zeit. Der Einsatz vermehrter Ressourcen und Sozialarbeitenden konnte angesichts 

der stark gestiegenen Zahl an Konflikten bisher nur punktuell Besserung bringen und wird in 

Zukunft auch angesichts des Fachkräftemangels eine Herausforderung bleiben, sodass das 

Bildungssystem kurzfristig auch über weniger neu hinzukommende Schülerinnen und Schüler 

entlastet werden muss.  

Die Vorbedingungen von erfolgreicher Integration sind Zeit und bewältigbare Quantitäten. 

Eine so große Zahl von Kindern, die nicht oder nur unzureichend Deutsch sprechen und aus 

bildungsfernen Familien stammen, können in der kurzen zur Verfügung stehenden Zeit nicht 

erfolgreich integriert werden. Wenn eine Herkunftsgruppe überdurchschnittlich stark 

vertreten ist, kann es verstärkt dazu kommen, dass die Schülerinnen und Schüler auch in der 

Schule vermehrt ihre Erstsprache sprechen und innerhalb derselben Zuwanderungsgruppe 

bleiben, was wiederum negative Auswirkungen auf ihre Bildungs- und Berufskarrieren hat. 

Daten zum Bildungsstand von in den letzten Jahren neu nach Österreich gekommenen Asyl- 

und subsidiär Schutzberechtigten verdeutlichen die perspektivischen Herausforderungen 

durch Familien mit niedrigem Bildungsniveau: Zwei von drei Asyl- und subsidiär 

 
44 BMBWF (2019): Tätigkeitsbericht der Ombudsstelle für Wertefragen und Kulturkonflikte. 
45 Strobl (2025): Schulsuspendierungen in Österreich.  
46 Vortrag an den Ministerrat - Sicherheit an Schulen und Bildungschancen stärken durch die Einführung einer 
Suspendierungsbegleitung und von Perspektivengesprächen (BMB, 01.10.2025). 

https://www.bmbwf.gv.at/dam/jcr:c88aa39a-cc96-4860-8805-3a589be05073/OS_WK_TB.pdf.
https://www.schule.at/bildungsnews/detail/schulsuspendierungen-in-oesterreich
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwi-xcTozumQAxWM_rsIHd_9H7cQFnoECCYQAw&url=https%3A%2F%2Fwww.bundeskanzleramt.gv.at%2Fdam%2Fjcr%3Aebf7a961-b261-45cd-90d8-1cbc48a70a50%2F24_13_mrv.pdf&usg=AOvVaw2yi5jb-vTpcZI2AQyA7sod&opi=89978449
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwi-xcTozumQAxWM_rsIHd_9H7cQFnoECCYQAw&url=https%3A%2F%2Fwww.bundeskanzleramt.gv.at%2Fdam%2Fjcr%3Aebf7a961-b261-45cd-90d8-1cbc48a70a50%2F24_13_mrv.pdf&usg=AOvVaw2yi5jb-vTpcZI2AQyA7sod&opi=89978449
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Schutzberechtigten mit Zuerkennung 2024 benötigen Alphabetisierungskurse (60% 

Steigerung seit 2018, bei Männern sogar 83%), 44% davon auch in ihrer eigenen 

Herkunftssprache. Der Deutscherwerb bei Analphabeten dauert sehr lange und ist bei 

häufigen Kursabbrüchen und -wiederholungen von unsicheren Erfolgschancen geprägt. 

Weniger als 4% der Erstschriftlernenden mit Erstzuerkennung 2021 haben bis Jahresende 

2024 eine Prüfung auf B1-Niveau oder höher bestanden. Bei den Zweitschriftlernenden sind 

es weniger als 13%. Es ist davon auszugehen, dass Eltern aus dieser Gruppe ihre Kinder in 

Kindergarten und Schule kaum im erforderlichen Umfang unterstützen werden, wodurch die 

Situation in den Bildungseinrichtungen weiter belastet wird.  

Neben der bevorstehenden Pensionierungswelle – 2024 waren 26% der Lehrkräfte 55 Jahre 

oder älter – verstärkt auch die hohe Zahl der vorrangig über den Familiennachzug nach 

Österreich gekommenen Minderjährigen den Fachkräftemangel im Bildungsbereich. Je nach 

Schulform und -fach ergibt sich daraus teilweise ein ausgeprägter Personalmangel. Um diesem 

entgegenzuwirken, wurden zuletzt zusätzlich zu Ausbildungsoffensiven auch 

Quereinstiegsmodelle forciert, die Personen aus anderen Berufen mit ausreichend Erfahrung 

die Möglichkeit für einen Quereinstieg in die Lehrtätigkeit eröffnen. Im Schuljahr 2023/24 

machten Quereinsteigende bereits 8,4% des neu angestellten Personals aus, weitere 18,8% 

waren Lehramtsstudierende, die bereits vor Abschluss ihres Studiums befristet als Lehrkräfte 

zum Einsatz kommen. Nur jede zweite (50,5%) neu eingestellte Lehrperson war damit im 

Schuljahr 2023/24 eine fertig ausgebildete Lehrkraft, die übrigen 22,3% entfielen auf 

Personen, die ohne entsprechende Ausbildung47 über einen sogenannten Sondervertrag 

angestellt wurden. Trotz dieser Maßnahmen und zahlreicher Kampagnen des 

Bildungsministeriums, der Länder sowie der zuständigen Bildungsdirektionen besteht auch 

aufgrund des etwa in Deutschförderklassen erhöhten Personalbedarfs ein quantitativer 

Mangel an ausreichend qualifizierten Fachkräften.48 Die große Bedeutung fertig ausgebildeter 

und ausreichend qualifizierter Lehrkräfte zeigt sich auch an den Ergebnissen einer OECD-

Befragung, in der 2024 fast jede fünfte Lehrperson angab, dass der Mangel an qualifizierten 

Lehrkräften an ihrer Schule die Unterrichtsqualität beeinträchtige. Zudem plante 2024 fast 

jede fünfte Lehrkraft (19,3%), den Lehrberuf innerhalb der nächsten fünf Jahre aufzugeben. 

Ein Großteil davon ist auf Pensionierungen zurückzuführen, weshalb dieser Wert bei 

Lehrkräften über 50 Jahren mit 46,0% deutlich höher ausfiel, als bei den unter 50-Jährigen 

(6,6%). Problematisch ist jedoch, dass der Anteil jener, die den Lehrberuf aus einem anderen 

Grund als einer bevorstehenden Pensionierung verlassen wollen, an Schulen mit mehr als 30% 

Schülerinnen und Schüler aus sozioökonomisch benachteiligten Familien mit 13,2% deutlich 

höher ausfällt, als an Schulen mit weniger als 10% solcher Schülerinnen und Schüler.49  

Österreichweit gesehen, werden Bedarfsspitzen an neuen Lehrkräften 2025 in der 

Sekundarstufe Allgemeinbildung (3.143 Personen), in der Berufsbildung (800 Personen) und 

 
47 Dies können Personen im Lehramtsstudium vor ihrem Bachelor-Abschluss, Personen ohne Lehramtsstudium 
aber mit anderem Studienabschluss, Personen ganz ohne Studium sein.  
48 BMBWF (2024): Nationaler Bildungsbericht Österreich 2024. 
49 OECD (2025): Results from TALIS 2024 The State of Teaching. 
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in der Primarstufe 2029 (1.305 Personen) erwartet. Während sich in der Sekundarstufe 

Allgemeinbildung und im berufsbildenden Bereich ein konstanter Bedarf abzeichnet bzw. 

sogar eine leichte Entspannung des Lehrkräftemangels erwartet wird, bleibt der Bedarf an 

Lehrpersonal für die Pflichtschulen auch in den kommenden Jahren hoch. 

Um eine weitere Attraktivierung des Berufs der Lehrkraft zu erreichen, werden zahlreiche 

Initiativen im Bereich der Ausbildung ergriffen. So soll es durch einen verstärkten Fokus auf 

professionsorientierte Ausbildung mit erweiterter Praxismöglichkeit im Rahmen eines 

Praxissemesters sowie eines professionsbegleitenden Masters gelingen, mehr Interessierte in 

ein qualifiziertes Studium zu bringen. Darüber hinaus wird zukünftig stärker auf eine 

bedarfsgerechte regionale Ausbildung durch eine abgestimmte Planung zwischen 

Universitäten, Pädagogischen Hochschulen und Bildungsdirektionen in einem dreijährigen 

Rhythmus auf Grundlage jeweils aktueller Bedarfsprognosen fokussiert. Einen Schwerpunkt 

im Rahmen der Aus- und Weiterbildung von Lehrkräften stellt aktuell auch das breite Fort- 

und Weiterbildungsangebot an den Pädagogischen Hochschulen und Universitäten im Bereich 

Deutsch als Zweitsprache dar. Es sollen DaZ-Lehrerinnen und -Lehrer gut qualifiziert werden 

bzw. bereits tätige Pädagoginnen und Pädagogen die Möglichkeit erhalten, sich gezielt 

dahingehend fortzubilden. Auch Fort- und Weiterbildungen zum Thema „Unterricht im 

multikulturellen bzw. -lingualen Setting“, an denen (Stand Frühjahr 2024) während der 

vergangenen 12 Monate fast jede fünfte österreichischen Lehrkraft (18,5%) teilnahm, können 

hier einen wichtigen Beitrag leisten.50 

Im Schuljahr 2024/25 haben österreichweit rund 48.000 Schülerinnen und Schüler in Pflicht-

schulen einen außerordentlichen Status und erhalten Deutschförderung in einer 

Deutschförderklasse oder einem Deutschförderkurs. Besonders hoch ist der Anteil der 

Schülerinnen und Schüler in Deutschfördermaßnahmen in der Vorschulstufe (österreichweit: 

62,4%, Wien: 78,1%, Linz: 75,9%) und in der 1. Klasse der Volksschule (österreichweit: 23,2%, 

Wien: 40,9%, Linz: 44,6%). Eine besondere Herausforderung ist dabei die Integration von 

Kindern und Jugendlichen, die 2023 und 2024 über den Familiennachzug aus Syrien und 

Afghanistan nach Österreich gekommen sind.51  

Die Mittel für die Deutschförderung wurden aufgrund dieser großen Herausforderungen in 

den letzten Jahren sukzessive erhöht. Als wichtige Maßnahme aus dem aktuellen 

Regierungsprogramm 2025–2029 findet mit dem Schuljahr 2025/26 eine weitere Aufstockung 

der Planstellen für die Deutschförderung auf insgesamt 1.300 VZÄ statt, was einer Steigerung 

um etwa 130% entspricht.52 Damit verbunden ist auch eine treffsichere Zuteilung der Mittel 

gemäß der Zahl der Schülerinnen und Schüler mit Deutschförderbedarf. 

Dabei hat der Staat bereits umfangreiche Maßnahmen zur Entlastung gesetzt: Im Schulbereich 

wurden außerdem Deutschförderklassen eingeführt, evaluiert und weiterentwickelt, ein 

 
50 OECD (2025): Results from TALIS 2024 The State of Teaching. 
51 Quelle BMB. 
52 BMB: Verstärkte Deutschförderung ab dem Schuljahr 2025/26 

https://www.bmb.gv.at/Themen/schule/fpp/infomail/2025_03_vdf.html
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Quereinstieg für Lehrkräfte zur Abfederung des Personalmangels ermöglicht53 und 

Sommerdeutschkurse für außerordentliche Schülerinnen und Schüler54 sowie bundesweit 

eine Sommerschule55 angeboten. Um Schulen und Lehrkräften mehr Autonomie bei der 

Deutschförderung zu erlauben, wurde im November 2025 eine Neuregelung an Schulen 

beschlossen, die es Schulen erlaubt ihre eigenen Deutschfördermodelle – die in Form 

integrativer Modelle auch in den Regelklassen umgesetzt werden können – zu entwickeln.56 

Zusätzlich wurde mit 1. September 2025 nun auch bundesweit Orientierungsunterricht für 

schulpflichtige Kinder und Jugendliche eingeführt, die ohne oder mit nur sehr eingeschränkten 

schulischen Vorerfahrungen nach Österreich kommen. Ziel dieser Maßnahme ist es, diese 

Kinder zunächst an das österreichische Bildungssystem heranzuführen, etwa durch die 

Vermittlung erster Deutschkenntnisse, grundlegender Fertigkeiten, wie etwa basale 

motorische Fähigkeiten, sowie die Vermittlung relevanter Werte und Grundsätze für das 

Zusammenleben. Es handelt sich hier um Fertigkeiten und Werte, die Kindern, die in Österreich 

geboren wurden oder die bereits länger hier leben, meist bereits innerhalb der Familie bzw. in 

elementarpädagogischen Einrichtungen vermittelt werden. 

Eine wesentliche Vorbedingung erfolgreicher Integration, das zahlenmäßige Verhältnis 

zwischen Mitgliedern der Aufnahmegesellschaft und jenen, die für ihre Integration besonders 

intensive und langwierige Förderung benötigen, sowie die dafür zur Verfügung stehende Zeit 

sind in Österreich nicht mehr ausreichend gegeben, um die erforderliche Integrationsleistung 

gewährleisten zu können. Diese Grundvoraussetzung für erfolgreiche Integration leitet sich 

nicht nur aus der österreichischen Situation ab, sondern zeigt sich typischerweise in Bezug auf 

die integrationspolitischen Herausforderungen vergleichbarer Staaten wie Schweden oder 

Deutschland. Weiters begünstigen rasch wachsende und größere Communitys von 

Drittstaatsangehörigen die Gefahr der Segregation. In diesen Communitys reduziert sich 

wiederum die Notwendigkeit zur Verwendung der deutschen Sprache. Dynamiken eines 

schnellen Wachstums einzelner Zuwanderungsgruppen und damit einhergehende 

Segregationspotenziale können beispielhaft anhand der Entwicklung der Zahl der in Syrien 

Geborenen veranschaulicht werden: So hat sich im gesamten Bundesgebiet die Zahl der in 

Syrien Geborenen zwischen 2015 und 2025 mehr als versiebenfacht (2015: 12.300, 2025: 

94.500). Für die in Afghanistan Geborenen ist der Anstieg etwas geringer, aber auch hier hat 

sich die Anzahl der Personen von 2015 auf 2025 mehr als verdoppelt (2015: 20.300; 2025: 

48.100). Der Großteil entfällt auch bei den in Afghanistan Geborenen auf die größeren Städte.  

Diese Entwicklung schlägt sich auch in der Anzahl der Schüler und Schülerinnen nieder, von 

2013 bis 2023 stieg die Anzahl der syrischen Schülerinnen und Schüler von 400 auf 18.500. 

Einen ähnlichen Anstieg innerhalb dieser zehn Jahre ist ebenfalls bei den afghanischen 

Schülerinnen und Schüler zu verzeichnen (2.700–10.700).57 Ein geringer zahlenmäßiger 

 
53 BMB Ressortstrategie Klasse Job. 
54 Kostenlose Sommerdeutschkurse für außerordentliche Schüler/innen (Bildungsdirektion Wien). 
55 Sommerschule 2025 – Gemeinsam stark ins neue Schuljahr! (BMB). 
56 Vortrag an den Ministerrat - Weiterentwicklung der Deutschförderung (BMB, 04.11.2025). 
57 Statistik Austria (2024): Schulstatistik. 

https://www.klassejob.at/
https://www.bildung-wien.gv.at/service/Aktuells-Infomailing/News/Kostenlose-Sommerdeutschkurse-f-r-au-erordentliche-Sch-ler-innen.html
https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/zrp/sommerschule.html
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwirpOCAyemQAxW2hv0HHRJjMm8QFnoECBsQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.bundeskanzleramt.gv.at%2Fdam%2Fjcr%3A8f7e1023-b546-4317-aa39-796b6ad2a7b9%2F29_14_mrv.pdf&usg=AOvVaw3-3yu7P5HdF0zkhYjI21CL&opi=89978449
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Anstieg einzelner Zuwanderungscommunitys ist für die Aufnahmegesellschaft bewältigbar. 

Erst die dynamische Entwicklung mit der dargestellten Altersstruktur der neu ins Land 

Kommenden mit meist mehreren Kindern aus Familien mit niedrigem sozioökonomischem 

Status und differierender kultureller Prägung erfordert die Schaffung neuer Strukturen und 

Maßnahmen sowie einen erhöhten Ressourcen- und Fachkräfteeinsatz. 

Eine besondere Herausforderung für das Bildungssystem stellt die Gruppe der 

außerordentlichen Schülerinnen und Schüler dar, die auf Grund unzureichender 

Deutschkenntnisse in separaten Deutschförderklassen oder in parallel zum Unterricht 

stattfindenden Deutschförderkursen unterrichtet werden. In absoluten Zahlen gab es im 

Schuljahr 2023/24 52.500 außerordentliche Schülerinnen und Schüler, 13.800 mehr als noch 

fünf Jahre zuvor im Schuljahr 2018/19. 51,9% dieser Schülerinnen und Schüler besuchten 

2023/24 eine Deutschförderklasse, die übrigen 48,1% einen unterrichtsparallelen 

Deutschförderkurs.58 Auch hier bestanden erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen 

Schultypen und den Bundesländern. In der Gruppe der Schulanfänger (Vorschüler, Erstklässler) 

wurden im Schuljahr 2024/25 in Wien bereits 49% der Schulanfänger als außerordentliche 

Schüler geführt. Der Anteil der außerordentlichen Erstklässler beträgt 45%, jener der 

Vorschüler sogar 72%. In Linz war der Anteil außerordentliche Schüler 50,4% (Vorschüler: 

75,9%, Erstklässler: 50,4%).  

Nachfolgend werden Daten von Schüler und Schülerinnen am Beginn der vierten und achten 

Schulstufe im Schuljahr 2023/2024 mit ausgewählten Erstsprachen dargestellt, die älter sind, 

als es für die Schulstufe zum Schuljahresanfang typisch ist. Im Vergleich zur Situation am 

Beginn der vierten Schulstufe zeigt sich, dass der Anteil überalterter Schülerinnen und Schüler 

am Beginn der achten Schulstufe insgesamt deutlich höher liegt (29,6% gegenüber 23,1%). 

Besonders bei bestimmten sprachlichen Gruppen verstärken sich die Unterschiede im 

Zeitverlauf noch. So steigt etwa der Anteil über 13-jähriger Schülerinnen und Schüler mit Dari 

als Erstsprache von 51,4% in der vierten Schulstufe auf 69,6% in der achten Schulstufe, bei 

arabischsprachigen Kindern von 50,1% auf 67,4%, und bei ukrainischen Kindern von 66,5% auf 

67,1%. Auch bei tschetschenischsprachigen Schülerinnen und Schüler zeigt sich ein Anstieg 

von 49,4% auf 55,7%. Diese Entwicklungen deuten darauf hin, dass bereits bestehende 

Bildungsrückstände im weiteren Verlauf der Bildungslaufbahn oftmals nicht aufgeholt, 

sondern eher verfestigt oder verschärft werden. Die Herausforderung einer erfolgreichen 

Integration in das Bildungssystem besteht somit nicht nur beim Schuleintritt, sondern bleibt 

über mehrere Jahre hinweg bestehen.59 

Ergänzend werden Daten von Schülerinnen und Schülern ab der fünften Schulstufe ohne 

Aufstiegsberechtigung am Schuljahresende 2022/2023 nach Erstsprache angeführt. Insgesamt 

waren 7,6% der Schülerinnen und Schülern betroffen, wobei die Quote bei deutschsprachigen 

Kindern mit 5,5% deutlich unter dem Durchschnitt lag. Auffällig ist, dass die Anteile bei Kindern 

mit bestimmten Migrationssprachen signifikant höher ausfallen. Besonders betroffen waren 

 
58 BKA (2025): Integrationsmonitoring bzw. Expertenrat für Integration (2020): Integrationsbericht 2020. 
59 BMB, Bildungsdokumentation. 
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Schülerinnen und Schülern mit Dari (14,5%), Arabisch (14,9%), Kurdisch (13,5%), Persisch/Farsi 

(13,5%), Ukrainisch (18,2%) und Paschto (14,7%) als Erstsprache. Auch 

tschetschenischsprachige Kinder wiesen mit 16,6 % eine stark erhöhte Quote auf.60 

An den allgemeinbildenden Pflichtschulen in Österreich ist die Anzahl der Schüler und 

Schülerinnen mit außerordentlichem Status über die letzten zehn Schuljahre deutlich 

gestiegen. Im Vergleich mit dem Schuljahr 2014/15 nahm diese Anzahl bis 2023/24 um rund 

20.000 Schüler und Schülerinnen von 30.400 auf 49.100 zu (+61%). Der Trend für die 

Bundeshauptstadt Wien unterscheidet sich auch hier kaum vom Bundesschnitt und stieg im 

selben Zeitraum von ca. 12.100 auf ca. 18.500 (+53%).61 

Eine andere Gruppe, die einen hohen Förderbedarf hat, sind insbesondere ältere 

nachgezogene Kinder mit nichtdeutscher Umgangssprache. Diese Quereinsteigerinnen und 

Quereinsteiger ins Schulsystem brauchen deutlich mehr Ressourcen im Bildungssystem als 

jene, die schon im Kindergarten Deutsch lernen können.62 

Ein weiterer die Situation verschärfender Effekt der sprachlichen Klassenzusammensetzung 

besteht in der bewussten Meidung bestimmter Schulstandorte, die als „Problemschulen“ 

wahrgenommen werden, vor allem durch Familien mit deutscher Umgangssprache. Dadurch 

vertieft sich die bestehende sprachliche Segregation weiter, weil auf der anderen Seite Schulen 

mit einem unterdurchschnittlichen Anteil der nichtdeutschsprachigen Schüler eine besonders 

starke Anziehungskraft haben. Zudem wird, wie bereits weiter oben dargelegt, der 

Bildungserfolg der neu eingereisten Kinder dadurch erschwert, dass ihre Eltern signifikant 

häufiger aus schwierigen sozialen Verhältnissen stammen. Einrichtungen der 

Gebietskörperschaften können hier kaum steuernd eingreifen. 

Die durch den Familiennachzug verstärkte räumliche Verdichtung sozial und ökonomisch 

schwacher migrantischer Milieus verstärkt auch die Schulsegregation. Diese beeinflusst den 

Bildungserfolg von Kindern und Jugendlichen wiederum maßgeblich negativ. Aufgrund des oft 

niedrigen Bildungsstands der Familien sind die Aufstiegschancen aus den prekären 

Verhältnissen für die Kinder und Jugendlichen gering. In dieser Situation ist die erfolgreiche 

Absolvierung der Schullaufbahn und somit ein erfolgreicher Integrationsprozess mit besseren 

beruflichen Chancen und Kontakten zur Mehrheitsgesellschaft trotz zahlreicher 

Gegenmaßnahmen und erhöhtem Ressourcenaufwand im Bildungsbereich für viele 

nachgezogene Schülern schwierig zu erreichen. 

Eine Studie an Linzer Volksschulen kam zu dem Schluss, dass der Anteil von Schülerinnen und 

Schülern mit Migrationshintergrund häufigere Klassenwiederholungen und selteneren 

Wechsel in maturaführende Schulen von Schülerinnen und Schülern mit 

Migrationshintergrund zur Folge hat.63 Ergebnisse einer Studie aus Deutschland belegen, dass 

eine höhere Konzentration von Schülern und Schülerinnen der eigenen ethnischen Herkunft 

 
60 BMB, Bildungsdokumentation. 
61 BMB, Bildungsdokumentation. 
62 Expertenrat für Integration (2024): Integrationsbericht 2024. 
63 Schneeweis (2013): Immigrant Concentration in Schools: Consequences for Native and Migrant Students. 
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die Kenntnisse in der Unterrichtssprache der Schulkinder mit Migrationshintergrund 

beeinträchtigt und den Schulabbruch erhöht.64 Auch die OECD hat wiederholt darauf 

hingewiesen, dass eine hohe Konzentration von Schülerinnen und Schülern mit 

Migrationshintergrund in Schulen sich negativ auf die Lernfortschritte dieser Schüler 

auswirken kann, insbesondere wenn sie aus Familien mit niedrigem sozioökonomischen 

Status stammen. Österreich hatte OECD-weit zwischen 2009 und 2018 den viertstärksten 

Zuwachs der Anteile der Schülerinnen und Schüler mit im Ausland geborenen Eltern zu 

verzeichnen (+10,1 Prozentpunkte). Die Schulsegregation hat mit 14,3 Prozentpunkten 

Zunahme in Schulen, die sich bereits im höchsten Quartil nach dem Anteil der Schüler mit 

Migrationshintergrund befinden, in kurzer Zeit sehr stark zugenommen (5. Platz unter den 38 

OECD-Staaten).65 Die OECD stellte eine Korrelation zwischen den Schulleistungen von 

Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund in ihrem Aufnahmeland und ihrem 

Herkunftsland fest. Ein Teil dieses Zusammenhangs lässt sich einerseits durch 

sozioökonomische und sprachliche Unterschiede zwischen den Ländern, andererseits auch 

durch andere Faktoren wie kulturelle Nähe und die Qualität der Bildungssysteme im 

Aufnahme- und Herkunftsland erklären. So schnitten in Österreich Schülerinnen und Schüler 

mit türkischem Migrationshintergrund bei PISA 2022 um knapp 33 Prozentpunkte schlechter 

ab als Schülerinnen und Schüler ohne Migrationshintergrund. Bei in Österreich geborenen 

Schülerinnen und Schüler der zweiten Generation verringerte sich der Leistungsunterschied 

lediglich auf 30 Prozentpunkte. Hingegen schnitten Schülerinnen und Schüler mit polnischem 

Migrationshintergrund nur um neun Prozentpunkte schlechter ab als Schülerinnen und 

Schüler ohne Migrationshintergrund. In Österreich geborene Schülerinnen und Schüler der 

zweiten Generation waren bereits um einen Prozentpunkt besser als Schülerinnen und 

Schüler ohne Migrationshintergrund.66 

Vor allem Sprachbarrieren beeinträchtigen die Integration von Zuwanderern auf allen 

Bildungsebenen und darüber hinaus. Studien zufolge wirkt sich die Beherrschung der Sprache 

des Aufnahmelandes nicht nur auf die Integration im Bildungsbereich aus, sondern auch auf 

den Arbeitsmarkt und auf die Gesellschaft im Allgemeinen. In der wirtschaftlichen Dimension 

korreliert Kompetenz in der Sprache des Aufnahmelandes mit höherer Produktivität, höheren 

Löhnen und einer besseren Abstimmung von Fähigkeiten und Qualifikationen.  

Bereits jetzt zeigen sich erhebliche Unterschiede im Bildungsniveau von Personen mit 

deutscher und jenen mit nichtdeutscher Umgangssprache. Von der 25- bis 64-jährigen 

Bevölkerung Österreichs, die Deutsch als Erstsprache spricht, verfügen 9,1% höchstens über 

 
64 Danzer, Feuerbaum, Piopiunik und Woessman (2018): Growing up in Ethnic Enclaves: Language Proficiency 
and Educational Attainment of Immigrant Children, S. 22–23. 
65 OECD/European Commission (2023), Indicators of Immigrant Integration 2023: Settling In, OECD Publishing, 
Paris, https://doi.org/10.1787/1d5020a6-en, S. 176–177. 
66 Cerna, Brussino, Mezzanotte (2023): The resilience of students with an immigrant background: An update with 

PISA 2018, https://www.oecd.org/en/publications/the-resilience-of-students-with-an-immigrant-

background_e119e91a-en.html, S. 45–46. 

https://www.oecd.org/en/publications/the-resilience-of-students-with-an-immigrant-background_e119e91a-en.html
https://www.oecd.org/en/publications/the-resilience-of-students-with-an-immigrant-background_e119e91a-en.html
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einen Pflichtschulabschluss; von denen, die Deutsch nicht als Erstsprache sprechen, verfügen 

33,2% höchstens über einen Pflichtschulabschluss.67 

 

Anteil der Volksschulkinder, deren Eltern maximal über einen Pflichtschulabschluss 

verfügen (Stand 2021/22)68 

ohne Migrationshintergrund 4% 

nach Österreich zugezogen 32% 

in Österreich mit Migrationshintergrund geboren 31% 

insgesamt 11% 

 

Menschen mit max. Pflichtschulabschluss (nach Herkunftsland)69 

Österreich 10,8% 

Syrien 43,5% 

Afghanistan 51,8% 

Türkei 54,4% 
 

Anteil der Flüchtlinge mit maximal Pflichtschulabschluss (nach Herkunftsland)70 

Syrien 47% 

Irak 55% 

Afghanistan 70% 

 

Grundsätzlich verweist die wachsende Zahl mehrsprachig aufwachsender Kinder auf einen 

möglichen Mehrwert für die österreichische Gesellschaft: dann, wenn sie sich und diese 

Sprachen entsprechend weiterbilden können. In Österreich und anderen europäischen 

Ländern bedeutet die migrationsbedingte multilinguale Situation jedoch oftmals eine 

bildungspolitische Herausforderung.71 

Wie bereits weiter oben am Beispiel der Mathematikleistungen dargelegt wurde, belegen 

OECD-Daten allgemein Leistungsrückstände von Kindern mit Migrationshintergrund in den 

Hauptbereichen Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften. Vor allem zeigen diese Daten 

auch, dass insbesondere im Ausland geborene Kinder und jene mit nichtdeutscher 

Umgangssprache besonders betroffen sind. 

 

 
67 Statistik Austria, Pressemitteilung vom 2. Oktober 2024. 
68 BMBWF (2024): Nationaler Bildungsbericht Österreich 2024, Abb. A2.1.a. 
69 ÖIF (2024): Erwerbsintegration in Österreich, S. 15. 
70 ÖIF (2023): Ökonomische und fiskalische Effekte der Asyl- und Vertriebenenmigration, S. 25. 
71 Integrationsbericht 2024, S. 34. 
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Rückstand 15-jähriger mit Migrationshintergrund auf 15-Jährige ohne 

Migrationshintergrund (Stand 2022).72 

 OECD-Durchschnitt Österreich 

Lesekompetenz 39 65 

Naturwissenschaftliche 
Kompetenz 

38 78 

Mathematikkompetenz 30 58 

 

Anteil der 15-Jährigen die sich im Risikobereich befindet (Stand 2022; unterhalb von 

Kompetenzstufe 2)73 

 ohne 
Migrationshintergru

nd 

im Land geboren im Ausland geboren 

 OECD AT OECD AT OECD AT 

Lesekompetenz 23,5% 18,7% 31,7% 36,1% 46,3% 47,8% 

Naturwissenschaftliche 
Kompetenz 

21,7% 14,4% 31,4% 39,9% 43,3% 47,3% 

Mathematikkompetenz 28,4% 17,7% 36,7% 38,9% 47,8% 45,4% 

 

Rückstand 15-Jähriger mit Migrationshintergrund auf 15-Jährige ohne 

Migrationshintergrund in Abhängigkeit von der Umgangssprache (Stand 2022; in PISA-

Punkten)74 

 Umgangssprache ist 

Unterrichtssprache 

(Deutsch in AT) 

Umgangssprache ist nicht die 

Unterrichtssprache (andere Sprachen als 

Deutsch in AT) 

 OECD AT OECD AT 

Lesekompetenz 24,2 29,5 46,5 76,2 

Mathematikkompetenz 25,1 29,9 27,6 66,7 

 

Die Auswirkungen der Umgangssprache zeigen sich deutlich im weiteren Bildungsverlauf. Der 

Anteil der Jugendlichen, die die Schule frühzeitig (vor der Absolvierung des letzten 

Pflichtschuljahres) abbrechen, ist bei jenen mit nichtdeutscher Umgangssprache mehr als 

 
72 OECD (2023): PISA 2022 Database, Table I.B1.7.21, I.B1.7.17, I.B1.7.25. 
73 OECD (2023): PISA 2022 Database, Table I.B1.7.41, I.B1.7.37, I.B1.7.45. 
74 OECD (2023): PISA 2022 Database, Table I.B1.7.21, I.B1.7.33, I.B1.7.17 und I.B1.7.29. 
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doppelt so hoch. Der Unterschied ist beim Abbruch ohne erfolgreichen Abschluss der 

Sekundarstufe I noch größer (nach Geschlecht und Umgangssprache drei Mal höher). 

Anteil der Jugendlichen, die ihre Schullaufbahn schon vor Absolvierung des letzten 

Pflichtschuljahres abbrechen (Stand 2021)75 

 Burschen Mädchen insgesamt 

deutsche Umgangssprache 5,6% 4,5% 5,1% 

nichtdeutsche Umgangssprache 12,9% 9,1% 11,1% 

 

Anteil der Jugendlichen, die die Schule ohne erfolgreichen Abschluss der Sekundarstufe I 

abbrechen (Stand 2021)76 

 Burschen Mädchen 

deutsche Umgangssprache 1,1% 0,7% 

nichtdeutsche Umgangssprache 4,2% 2,4% 

 

Der höheren Abbruchquote bzw. dem nicht erfolgreichen Abschluss der Sekundarstufe I 

folgend, liegt auch der Anteil der FABA („18- bis 24-Jährige Frühzeitige Schul- und 

Ausbildungsabgänger“), die im Ausland Geborenen sind, mit 16,0% weit über dem Wert der 

im Inland Geborenen (6,8%). Dieser Verlauf schlägt sich auch bei der Quote der 20- bis 24-

Jährigen, die maximal über einen Pflichtschulabschluss verfügen, zu Buche. 10,9% der in 

Österreich Geborenen haben maximal einen Pflichtschulabschluss, bei den im Ausland 

Geborenen macht es einen großen Unterschied, ob sie innerhalb oder außerhalb der EU 

geboren sind, jedoch liegen beide Werte deutlich höher (EU: 23,3%, Nicht-EU: 35,6%). 

 

18- bis 24-Jährige Österreichs, die ihre Schullaufbahn mit maximal einem 

Pflichtschulabschluss beendet haben („Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgänger“) 

(Stand 2024)77 

in Österreich geboren 6,2% 

im Ausland geboren 15,2% 

 

Anteil der 20- bis 24-Jährigen, die maximal über einen Pflichtschulabschluss verfügen 

(Stand 2024)78 

in Österreich geboren 9,8% 

aus einem EU-Staat zugezogen 13,0% 

außerhalb der EU geboren 43,9% 

 
75 Statistik Austria (2024): Bildung in Zahlen 2022/23. Tabellenband (2024), Tab. 1.5.3.2.1, 1.5.3.2.2 und 1.5.3.2.3. 
76 Statistik Austria (2024): Bildung in Zahlen 2022/23. Tabellenband (2024), Tab. 1.5.3.2.2. 
77 Eurostat-Datenbank, Zugriff am 22.10.2025. 
78 Eurostat-Datenbank, Zugriff am 22.10.2025. 
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2) Kriminalität  
 

Im Bereich der Kriminalität würden die Auswirkungen des Familiennachzugs erst in einigen 

Jahren sichtbar werden, da - wie bereits dargelegt bzw. folgend - erfolgreiche Integration 

Vorbedingungen hat, die derzeit v.a. im Bildungsbereich nicht erfüllt werden können. 

Insbesondere ist die oben erwähnte quantitative Überlastung im Bildungsbereich und die 

davon ausgehende Ausstrahlwirkung auf andere Systeme zu nennen.  

Wie aus der Kriminalitätsstatistik hervorgeht, sind bereits jetzt Personen aus für den 

Familiennachzug relevanten Drittstaaten überrepräsentiert. Würden in der aktuellen Situation 

keine Maßnahmen gesetzt werden, würde sich die unten dargestellte bereits jetzt sehr 

deutliche Faktenlage weiter manifestieren.  

 

Zusammenhang von schlechter Bildung und höherer Kriminalitätsrate 

Zahlreiche Studien zeigen einen Zusammenhang zwischen schlechter Schulbildung von 

Personen und den Auswirkungen auf die zukünftige Kriminalitätsrate eines Landes auf.  

Kriminelle sind in der Regel geringer gebildet als die restliche Gesellschaft. Der Bildungsgrad 

des Einzelnen beeinflusst den Bildungsgrad seiner Peer-Gruppe und es besteht ein 

Zusammenhang zwischen der Dauer der Schulausbildung und den kriminellen Aktivitäten. Ein 

zusätzliches Schuljahr verringert die Gefahr einer Gefängnisstrafe und die Dauer des 

Gefängnisaufenthalts insbesondere bei Männern.79 Dieser Zusammenhang zwischen Bildung 

und Kriminalität besteht auch nach Berücksichtigung anderer wichtiger Einflussfaktoren.80  

Die zukünftig gesamtgesellschaftliche Problematik zeigt auch eine Studie, aus der sich ein 

signifikant höherer Anteil von Straftaten bei Personen ergibt, die einen niedrigeren 

Bildungsabschluss als ihre Eltern hatten.81  

Bildungsarmut kann aber auch zu Stigmatisierung und sozialer Ausgrenzung führen und 

begründet beschränkte Zukunftserwartungen und ein geringes Selbstwertgefühl. Dies kann 

sich generationsübergreifend auswirken und somit eine Gesellschaft über Jahrzehnte 

prägen.82 Mangelnde Wertschätzung und Perspektiven, ein geringes Selbstwertgefühl, 

wirtschaftliche Probleme usw. sind außerdem begünstigende Faktoren für Radikalisierung.83  

 
79 Hjalmarsson (2014): The Effect of Education on Criminal Convictions and Incarceration (SE). 
80 „Unzureichende Bildung: Folgekosten durch Kriminalität“, Horst Entorf, Philip Sieger, Im Auftrag der 
Bertelsmann Stiftung, Deutschland 2010. 
81 Swisher, Raymond R. & Christopher R. Dennison. 2016. „Educational Pathways and Change in Crime Between 
Adolescence and Early Adulthood“. Journal of Research in Crime and Delinquency, 53(6), 840-871. 
82 Baier (2019): Bildungsarmut und Kriminalität in Quenzel, G. Hurrelmann – Handbuch Bildungsarmut. 
83 Die von der Staatsanwaltschaft Wien geführten Terrorismusverfahren erhöhten sich alleine in den letzten 
beiden Jahren (2023 und 2024) um fast 70%, wobei die Staatsanwaltschaft Wien 2024 rund 40 % aller 
österreichweiten Terrorverfahren führte; Pressemitteilung Staatsanwaltschaft Wien (APA0268) am 20.03.2025. 
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Radikalisierung und kriminelle Vernetzung erfolgen laut Staatsanwaltschaft Wien zunehmend 

über digitale Plattformen und soziale Medien – oft schon im Kinderzimmer – wobei sich die 

Zielgruppe extremistischer Propaganda stark verjüngt hat.84 Dazu wird angemerkt, dass Daten 

zu den in Österreich unter Beobachtung stehenden Gefährdern zeigen, dass diese Gruppe 

immer jünger wird. Auch zeigen Daten, dass diese Gefährder meist selbst oder deren Eltern 

Asylberechtigte oder subsidiär Schutzberechtigte waren oder sind.85 

Nachfolgende Statistiken zur Kriminalität und zu den Verurteilungen zeigen, dass 

insbesondere Personen aus Syrien und Afghanistan im Vergleich zu ihrem Anteil an der 

Gesamtbevölkerung überrepräsentiert sind.  

Ergebnisse einer Befragung unter Wiener Jugendlichen im Alter von 14 bis 24 Jahren zeigen, 

dass jene mit syrischem und afghanischem Migrationshintergrund um ein Vielfaches häufiger 

Gewalterfahrungen gemacht haben und gleichzeitig auch eine höhere Gewaltbereitschaft 

aufweisen86 als jene ohne Migrationshintergrund. Erhebliche Unterschiede zwischen den 

genannten Gruppen bestehen auch hinsichtlich der Bereitschaft zur Gewaltanwendung im 

Falle der Beleidigung der eigenen Ehre und Religion.87  

 

a) Gesamtkriminalität 

Zwischen 2022 und 2024 stieg die Jugendkriminalität in Wien um rund 28 %, besonders stark 

bei den 10- bis 14-Jährigen mit einem Zuwachs von etwa 80 %. Die Jugendstrafverfahren 

nahmen um über 43 % zu, allein 2024 gab es 800 Fälle mehr als im Vorjahr (insgesamt 4.300). 

Besonders auffällig ist der Anstieg schwerer Straftaten und Intensivtäter.88 

Anzahl der Tatverdächtigen: 

Zwischen 2014 und 2024 ist in Österreich ein deutlicher Anstieg bei der Zahl der 

tatverdächtigen Jugendlichen zu verzeichnen, insbesondere im Bereich der unter 14-Jährigen. 

Während die Gesamtzahl der Tatverdächtigen aller Nationalitäten von 255.815 im Jahr 2014 

auf 335.894 im Jahr 2024 gestiegen ist, zeigt sich ein besonders starker Anstieg bei den 

Jüngeren:  

Die Zahl der unter 14-jährigen Tatverdächtigen stieg von 7.130 im Jahr 2014 auf 12.895 im 

Jahr 2024. Bei den 14- bis unter 18-Jährigen erhöhte sich die Zahl im selben Zeitraum von 

26.809 auf 34.809.  

Während die Zahlen österreichischer Tatverdächtiger weitgehend stabil blieben – von 166.221 

im Jahr 2014 auf 178.836 im Jahr 2024 –, ist bei Drittstaatsangehörigen ein besonders starker 

Anstieg zu beobachten: Hier wuchs die Zahl von 47.567 im Jahr 2014 auf 81.701 im Jahr 2024. 

 
84 Pressemitteilung Staatsanwaltschaft Wien (APA0268) am 20.03.2025. 
85 BMI Direktion Staatsschutz und Nachrichtendienst. 
86 Ein auffälliger Anteil der Befragten mit muslimischer Prägung zeigte eine höhere Zustimmung zu Aussagen, die 
Gewalt zur Verteidigung der Ehre, bei Beleidigungen oder zur Durchsetzung von Respekt rechtfertigen.  
87 ÖIF, Junge Menschen mit muslimischer Prägung in Wien (2019).  
88 Pressemitteilung Staatsanwaltschaft Wien (APA0268) am 20.3.2025. 
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Die unter 14-jährigen Drittstaatsangehörigen stiegen von 2.046 auf 3.981, während die Zahl 

der 14- bis unter 18-Jährigen von 4.759 auf 9.345 anwuchs. Besonders auffällig ist der Zuwachs 

bei Tatverdächtigen aus Syrien, deren Gesamtzahl von 562 im Jahr 2014 auf 11.867 im Jahr 

2024 stieg. Die unter 14-jährigen Syrer nahmen in diesem Zeitraum von nur 9 auf 1.050 zu, die 

14- bis unter 18-Jährigen von 55 auf 2.762.  

Auch bei Jugendlichen aus Afghanistan ist ein starker Anstieg zu vermerken: Insgesamt 

erhöhte sich die Zahl der Tatverdächtigen dort von 2.273 im Jahr 2014 auf 6.320 im Jahr 2024, 

wobei die unter 14-Jährigen von 49 auf 495 und die 14- bis unter 18-Jährigen von 466 auf 902 

stiegen.  

Im Fall irakischer Staatsangehöriger wuchs die Zahl der Tatverdächtigen insgesamt von 369 

auf 2.050, wobei sich die unter 14-Jährigen von nur 4 im Jahr 2014 auf 120 im Jahr 2024 

erhöhten und die älteren Jugendlichen (14 bis unter 18 Jahre) von 59 auf 287 anstiegen.  

Bei der Bewertung der Fallzahlen ist zu beachten, dass die polizeiliche Kriminalstatistik die 

Anzahl der angezeigten Straftaten ausweist, dabei aber keine Auskunft darüber gibt, wie vielen 

Tatverdächtigen diese Straftaten zuzurechnen sind. Auch liegt bei der absoluten Anzahl der 

Tatverdächtigen das Prinzip der Mehrfachzählweise zu Grunde. Dies bedeutet, dass ein 

Tatverdächtiger mehrfach gezählt wird, wenn ihm mehrere strafbare Handlungen zugeordnet 

werden. 

Diese Entwicklung zeigt, dass insbesondere junge Tatverdächtige aus Drittstaaten wie Syrien, 

Afghanistan und dem Irak zunehmend stärker in der Kriminalstatistik vertreten sind, während 

sich die Zahlen bei österreichischen Jugendlichen kaum verändert haben.89 

Um eine dämpfende Wirkung in jenen angesprochenen überrepräsentierten 

Personengruppen zu erzielen, ist eine effektive und umsetzbare Möglichkeit den Zuzug genau 

jener Personengruppen vorübergehend einzuschränken. Die Akteure des 

verantwortungsvollen Rechtsstaates haben perspektivisch, erst in den kommenden Jahren 

empirisch belegte, wahrscheinlich eintretende Entwicklungen zu antizipieren. 

Anzahl der Tatverdächtigen, Tatmittel Stich- und Hiebwaffe: 

Darüber hinaus ist eine Zunahme bei gewissen besonders gefährlichen Tatbegehungsformen 

im öffentlichen Raum ersichtlich. So ist in Österreich zwischen 2014 und 2024 ein Anstieg der 

Anzahl tatverdächtiger Personen im Zusammenhang mit dem Einsatz von Stich- und 

Hiebwaffen zu beobachten.  

Im Jahr 2014 wurden in Österreich insgesamt 3.870 tatverdächtige Personen im 

Zusammenhang mit dem Einsatz von Stich- und Hiebwaffen erfasst, im Jahr 2024 lag diese 

Zahl bei 4.401.  

Tatverdächtige mit österreichischer Staatsangehörigkeit stellten 2014 mit 2.301 Personen die 

größte Gruppe und waren auch 2024 mit 2.132 Personen am stärksten vertreten, obwohl ihre 

 
89 Polizeiliche Kriminalstatistik Österreich 2024. 
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Zahl leicht zurückging. Die Zahl der Tatverdächtigen aus EU-/EWR-Staaten betrug 2.745 im 

Jahr 2014 und stieg bis 2024 auf 2.911.  

Drittstaatsangehörige machten 2014 insgesamt 1.125 Tatverdächtige aus und 2024 1.490. 

Innerhalb dieser Gruppe ist besonders der starke Anstieg bei syrischen Staatsangehörigen 

auffällig: Ihre Zahl stieg von 18 im Jahr 2014 auf 423 im Jahr 2024. Auch bei Tatverdächtigen 

aus Afghanistan (von 98 auf 128) und aus dem Irak (von 11 auf 46) ist über den 

Zehnjahreszeitraum ein Zuwachs zu erkennen.90 

Insgesamt ist seit 2003 bis einschließlich 2023 ein Anstieg der Gewaltdelikte mit Hieb- und 

Stichwaffen um über 725% zu verzeichnen.91 

In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass 2015 1.373 Personen aus Syrien und 3.269 

Personen aus Afghanistan wegen Straftaten angezeigt wurden, im Vergleich dazu wurden 

157.776 Österreicher als Tatverdächtige ermittelt.  

Im Jahr 2023 ist der Anteil an Tatverdächtigen mit Staatsangehörigkeit Österreich moderat auf 

179.488 gestiegen. Die Anzahl an Tatverdächtigen aus Syrien hat sich im Jahr 2023 auf rund 

9.200 erhöht, von Personen aus Afghanistan auf rund 6.000. Um dies in Relation zu setzen, 

wird angemerkt, dass es 2023 in Österreich rund 7,35 Millionen Österreicher, rund 95.000 

Personen aus Syrien und rund 50.000 Personen aus Afghanistan gab. Daraus ergibt sich, dass 

im Jahr 2023 auf 100.000 Österreicher rund 1.300 Personen aus Syrien und rund 700 Personen 

aus Afghanistan kamen. Die Delinquenz von syrischen und afghanischen Staatsbürgern ist auf 

Grundlage dieser Zahlen deutlich höher als von österreichischen Staatsbürgern.  

Anteil verurteilter Personen 2024 an der Bevölkerung gleichen Alters und gleicher 

Staatsangehörigkeit 

Auch im Bereich der tatsächlichen Verurteilungen zeigt sich eine Überrepräsentation von 

Personen aus bestimmten Herkunftsgruppen, insbesondere aus den zahlenmäßig wichtigen 

Fluchtherkunftsländern Syrien und Afghanistan.  

Im Jahr 2024 war in Österreich der Anteil verurteilter Personen mit afghanischer, syrischer 

oder irakischer Staatsangehörigkeit deutlich höher als bei anderen Herkunftsgruppen. 

Insgesamt wurden 1,3% der Personen dieser Staatsangehörigkeiten verurteilt. Besonders 

auffällig ist der Anteil unter Jugendlichen im Alter von 14 bis 17 Jahren sowie bei jungen 

Erwachsenen zwischen 18 und 20 Jahren: In beiden Altersgruppen lag der Anteil der 

Verurteilten jeweils bei 2%. Damit wiesen Personen aus diesen Herkunftsländern die höchsten 

Verurteilungsraten in diesen Alterskategorien auf.92 

Zum Vergleich: Bei österreichischen Staatsangehörigen lag der Anteil verurteilter Jugendlicher 

bei nur 0,3%, jener der jungen Erwachsenen bei 0,6% und der Gesamtanteil bei 0,2%. Auch bei 

anderen Herkunftsgruppen wie etwa EU-Bürgern oder Menschen aus der Türkei lagen die 

Verurteilungsraten deutlich unter jenen von Personen aus Afghanistan, Syrien und dem Irak. 

 
90 Polizeiliche Kriminalstatistik Österreich 2024. Anmerkung: keine Altersstruktur der Tatverdächtigen bekannt. 
91 Polizeiliche Kriminalstatistik Österreich 2003 - 2023.  
92 Statistik Austria: Gerichtliche Kriminalstatistik. 
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Diese Zahlen zeigen, dass junge Menschen aus diesen drei Herkunftsländern im Jahr 2024 

überproportional häufig strafrechtlich verurteilt wurden.93 

Die Gesamtbevölkerung in Österreich betrug zu Jahresbeginn 2025 rund 9,20 Millionen 

Personen.94 

Hiervon betrug der Anteil von syrischen Staatangehörigen rund 1,14%, der Anteil von 

afghanischen Staatsangehörigen rund 0,55% sowie von irakischen Staatsangehörigen 0,14% 

an der Gesamtbevölkerung in Österreich. In Summe beträgt der Anteil dieser drei 

Personengruppen an der Gesamtbevölkerung somit rund 1,83%. Gleichzeitig entfielen 6,5% 

der Verurteilungen 2024 auf Angehörige dieser drei Personengruppen, woraus sich eine 

deutliche Überrepräsentation ergibt. 

 

 

  

 
93 Statistik Austria: Gerichtliche Kriminalstatistik. 
94 Statistik Austria: Bevölkerungsstand mit 1.1.2025. 
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b) Kriminalität im Bereich von Schulen und Bildungseinrichtungen 
 

Da insbesondere das Bildungssystem derzeit massiv überlastet ist, werden nachfolgende 

Kriminalitätsstatistiken in diesem Bereich angeführt. Wie eingangs schon ausgeführt, sind auch 

hier die Personengruppe aus Syrien, Afghanistan und Irak überrepräsentiert. Um eine 

dämpfende Wirkung in jenen überrepräsentierten Personengruppen zu erzielen, stellt die 

temporäre Einschränkung des Familiennachzugs in der Praxis die einzige effektive und auch 

kurzfristig umsetzbare Möglichkeit dar, um auf Entwicklungen der öffentlichen Ordnung und 

inneren Sicherheit positiv Einfluss nehmen zu können. 

Gesamtkriminalität (Alter 10 J. bis unter 14 J.) – Örtlichkeit Schule/Bildungseinrichtung 

Die Daten zur Gesamtkriminalität von Kindern im Alter zwischen 10 und unter 14 Jahren im 

Bereich von Schulen und Bildungseinrichtungen zeigen für die Jahre 2014 bis 2024 einen 

deutlichen Anstieg bei tatverdächtigen Kindern aus Afghanistan, Syrien und dem Irak. 

Zwischen 2014 und 2024 stieg die Zahl tatverdächtiger Kinder aus Afghanistan, Syrien und dem 

Irak insgesamt von nur 4 auf 156 deutlich an. Besonders stark fiel der Anstieg bei syrischen 

Kindern aus, deren Zahl sich von 3 auf 106 mehr als verdreißigfacht hat. Auch bei afghanischen 

(von 1 auf 34) und irakischen Kindern (von 0 auf 16) zeigt sich eine markante Zunahme. 

Die Geschlechterverteilung verdeutlicht, dass der Großteil der Tatverdächtigen männlich war: 

Im Jahr 2024 waren von den 34 afghanischen Kindern 26 männlich und 8 weiblich; bei den 

irakischen Tatverdächtigen 14 männlich und zwei weiblich; bei den syrischen Kindern 93 

männlich und 13 weiblich. 

Diese Entwicklung weist auf einen kontinuierlichen und signifikanten Anstieg von Gewalt- oder 

Straftaten im schulischen Umfeld bei Kindern aus diesen drei Herkunftsländern hin, 

insbesondere in den letzten zehn Jahren. 95 

Gesamtkriminalität (Alter 14 J. bis unter 18 J.) – Örtlichkeit Schule/Bildungseinrichtung 

Die Statistik zur Gesamtkriminalität von Jugendlichen im Alter zwischen 14 und unter 18 Jahren 

im Bereich von Schulen und Bildungseinrichtungen zeigt von 2014 bis 2024 einen deutlichen 

Anstieg tatverdächtiger Personen aus Afghanistan, Syrien und dem Irak. 

Zwischen 2014 und 2024 stieg die Zahl tatverdächtiger Jugendlicher aus Afghanistan, Syrien 

und dem Irak deutlich an – von insgesamt 5 auf 189. Besonders auffällig ist der Anstieg bei 

syrischen Jugendlichen, deren Zahl von 0 im Jahr 2014 auf 127 im Jahr 2024 kletterte. Auch 

bei Jugendlichen aus Afghanistan (von 3 auf 46) und dem Irak (von 2 auf 16) zeigt sich eine 

markante Zunahme. 

Auch geschlechtsspezifisch zeigt sich ein klares Bild: Die Mehrheit der Tatverdächtigen war 

männlich. Von den 46 Jugendlichen aus Afghanistan im Jahr 2024 waren 41 männlich und 5 

 
95 Polizeiliche Kriminalstatistik Österreich 2024. 
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weiblich. Bei den irakischen Tatverdächtigen waren es 16 männliche und keine weibliche 

Person. Aus Syrien stammten 114 männliche und 13 weibliche Tatverdächtige. 

Diese Entwicklung macht deutlich, dass es in der Altersgruppe der 14- bis unter 18-Jährigen – 

ähnlich wie bei den Jüngeren – in den letzten zehn Jahren zu einer erheblichen Zunahme von 

Schulkriminalität unter Jugendlichen aus diesen drei Herkunftsländern gekommen ist.96 

Gesamtkriminalität (Alter 18 J. bis unter 21 J.) – Örtlichkeit Schule/Bildungseinrichtung 

Die Statistik zur Gesamtkriminalität im Bereich von Schulen und Bildungseinrichtungen bei 

jungen Erwachsenen im Alter zwischen 18 und unter 21 Jahren zeigt zwischen 2014 und 2024 

deutlich geringere Fallzahlen als bei jüngeren Altersgruppen. Dennoch lässt sich auch hier eine 

Entwicklung bei Personen aus Afghanistan, Syrien und dem Irak beobachten. 

Zwischen 2014 und 2024 stieg die Zahl tatverdächtiger junger Erwachsener aus Afghanistan, 

Syrien und dem Irak zunächst deutlich an, bevor sie 2024 wieder leicht zurückging. Während 

2014 insgesamt nur 2 Tatverdächtige aus diesen drei Herkunftsländern registriert wurden (alle 

aus Afghanistan), lag die Zahl 2023 bei 27 (Afghanistan: 7, Syrien: 15, Irak: 5) und sank 2024 

auf 15 (Afghanistan: 2, Syrien: 10, Irak: 3). Besonders auffällig ist der Anstieg bei syrischen 

jungen Erwachsenen, von 0 im Jahr 2014 auf 15 im Jahr 2023. 

Im Vergleich zu den Altersgruppen unter 18 Jahren sind die Fallzahlen insgesamt geringer, 

dennoch bleibt insbesondere bei syrischen Jugendlichen ein deutliches Ansteigen zwischen 

2015 und 2024 feststellbar. Die Werte gehen in der Altersgruppe 18 bis unter 21 Jahren zuletzt 

jedoch wieder leicht zurück.97 

Das Bildungsministerium setzt einen klaren Schwerpunkt auf den Schutz von Kindern und 

Jugendlichen und damit auf die Förderung einer sicheren und gewaltfreien Schulkultur, um 

den beschriebenen Problemen entgegenzuwirken. Unter dem Motto „Hinschauen statt 

Wegschauen“ werden umfassende Maßnahmen zur Gewalt-, Mobbing- und 

Extremismusprävention gesetzt. So sind alle Schulen verpflichtet, ein eigenes 

Kinderschutzkonzept zu erarbeiten, das individuelle Schutzmaßnahmen definiert. Das 

Workshop-Angebot zur Extremismusprävention wird stetig ausgebaut, um Schülerinnen und 

Schüler in ihrer demokratischen Haltung zu stärken. Zudem wird die Zusammenarbeit mit der 

Polizei intensiviert, etwa durch verstärkte Einbindung von Sicherheitsbeauftragten zur 

gemeinsamen Bewältigung sicherheitsrelevanter Vorfälle.98 

 

 

 

 
96 Polizeiliche Kriminalstatistik Österreich 2024. 
97 Polizeiliche Kriminalstatistik Österreich 2024. 
98 https://rundschreiben.bmbwf.gv.at/rundschreiben/?id=1424. Zugriff am: 12.5.2025 

https://rundschreiben.bmbwf.gv.at/rundschreiben/?id=1424
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c) Hate Crime 

 

Vorurteilsmotivierte Straftaten oder Hate Crimes sind gerichtlich strafbare Handlungen, die 

aufgrund der tatsächlichen oder vermeintlichen Zugehörigkeit des Opfers oder des Tatobjekts 

zu einer Gruppe, die die Täter ablehnen, vorsätzlich begangen werden. Vorurteilsmotivierte 

Straftaten haben stärkere Auswirkungen als andere Straftaten, die ohne Vorurteilsmotiv 

begangen wurden. Denn diese Straftaten treffen neben dem Opfer alle Träger desselben 

Identitätsmerkmals und möglicherweise die gesamte Gesellschaft (Wellen der Verletzungen). 

Daher haben Opfer von vorurteilsmotivierten Straftaten ein erhöhtes Unsicherheitsgefühl und 

die Bereitschaft, die Taten bei der Polizei anzuzeigen, ist oft geringer als bei Delikten ohne 

Vorurteilsmotive.99 

Insgesamt ist die Gesamtzahl der Tatverdächtigen im Bereich Hate Crime von 4.665 im Jahr 

2023 auf 5.408 im Jahr 2024 angestiegen. In der Altersgruppe unter 14 Jahren nahm die Zahl 

von 280 auf 338 zu, während bei den 14- bis unter 18-Jährigen ein deutlicher Anstieg von 929 

auf 1.238 Tatverdächtige zu verzeichnen ist. Bei österreichischen Staatsangehörigen ist 

Gesamtzahl von 3.356 auf 4.008 Tatverdächtige gestiegen; in der Altersgruppe unter 14 Jahren 

von 207 auf 249 und bei den 14- bis unter 18-Jährigen von 718 auf 942. Auch bei Personen aus 

EU-/EWR-Staaten ist ein Anstieg von 3.857 auf 4.576 Tatverdächtige festzustellen, wobei die 

unter 14-Jährigen von 232 auf 280 und die 14- bis unter 18-Jährigen von 777 auf 1.058 

zunahmen. Bei den Drittstaatsangehörigen ist ein Anstieg tatverdächtiger Personen aus 

Afghanistan, Syrien und dem Irak, insbesondere in der Altersgruppe unter 18 Jahren, zu 

verzeichnen. 

Im Jahr 2023 wurden aus Afghanistan insgesamt 83 tatverdächtige Personen registriert, 

darunter 1 Kind unter 14 Jahren und 10 Jugendliche im Alter von 14 bis unter 18 Jahren. Im 

Jahr 2024 blieb die Gesamtzahl mit 81 nahezu konstant, allerdings verdoppelte sich die Zahl 

der Jugendlichen auf 22, während unter den Kindern 2 Tatverdächtige erfasst wurden. Bei 

Personen aus dem Irak sank die Gesamtzahl von 32 im Jahr 2023 auf 21 im Jahr 2024. Dabei 

entfielen 2023 noch jeweils 2 Tatverdächtige auf Kinder und Jugendliche, während im Jahr 

2024 nur noch 4 Jugendliche registriert wurden und keine Kinder mehr. 

Deutlich dynamischer entwickelte sich die Zahl der Tatverdächtigen aus Syrien: Im Jahr 2023 

lag sie bei 143, darunter 15 Kinder unter 14 Jahren und 33 Jugendliche. Im Jahr 2024 stieg die 

Gesamtzahl auf 170, mit 4 Kindern und 52 Jugendlichen. Damit ist Syrien unter den genannten 

Herkunftsländern jene mit dem stärksten Anstieg jugendlicher Tatverdächtiger im Bereich Hate 

Crime. 

Insgesamt zeigt sich, dass insbesondere bei Jugendlichen aus Syrien sowie Afghanistan 

zwischen 2023 und 2024 ein markanter Anstieg der Tatverdächtigen in Zusammenhang mit 

 
99 BMI (2024): Lagebricht Hate Crime 2023. 
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Hasskriminalität zu verzeichnen ist, während die Zahlen für den Irak insgesamt rückläufig 

sind.100  

Abschließend kann in diesem Zusammenhang festgehalten werden: Sowohl im Bereich der 

ermittelten Tatverdächtigen als auch bei den Verurteilungen zeigt sich eine 

Überrepräsentation von Personen aus bestimmten Herkunftsgruppen, insbesondere aus den 

zahlenmäßig wichtigen Fluchtherkunftsländern Syrien und Afghanistan. Das Bildungswesen, 

das einen zentralen Hebel zur langfristigen Verhinderung von Kriminalität darstellt, ist, wie 

oben dargestellt, im Augenblick zu stark belastet, um seine gesamtgesellschaftlich positive 

Wirkung auch in diesem Kontext adäquat erfüllen und damit langfristig präventiv wirken zu 

können.  

 

d) Antisemitismus  
 

Das jüdische Leben in Österreich ist ein wesentlicher Bestandteil der Geschichte, Kultur und 

Identität des Landes. Der nationalsozialistische Terror, insbesondere die systematische 

Vernichtung der europäischen Jüdinnen und Juden, hat ein tiefgreifendes historisches Erbe 

hinterlassen, aus dem sich für Österreich eine besondere Verantwortung ergibt. Daraus leitet 

sich die Verpflichtung ab, jeglicher Form des Antisemitismus konsequent entgegenzutreten – 

sowohl in ihren traditionellen Ausprägungen als auch in ihren aktuellen Erscheinungsformen. 

Aus Integrationsperspektive bestehen hinsichtlich antisemitischer Haltungen große 

Herausforderungen. Wie die IFES-Studie Antisemitismus 2022 belegt, gibt es in der türkisch 

und arabisch sprechenden Gruppe durchgehend stärkere antisemitische Einstellungen als in 

der österreichischen Gesamtbevölkerung. Die aktuelle Erhebungswelle der Studie aus dem 

Jahr 2024 stellte unter Türkisch- bzw. Arabischsprachigen in Österreich im Vergleich zu 2022 

einen Anstieg einzelner antisemitischer Einstellungen fest. Dieser Befund untermauert einige 

der bisher angeführten Zusammenhänge.  

Beispielhaft werden Zustimmungswerte zu Aussagen aus den beiden IFES-Studien 

Antisemitismus 2022 und 2024 verglichen: 

• Bei der Aussage „Die Israelis behandeln die Palästinenser im Grunde auch nicht 

anders als die Deutschen im 2. Weltkrieg die Juden“ steigt der Anteil der 

Zustimmung von 32% auf 39%, die 7% Unterschied kommen aus der Kategorie der 

vollen Zustimmung. Damit stimmen 2024 mehr junge Menschen der Aussage zu als 

sie die Aussage ablehnen.101 

• Bei der Aussage „Wegen der Verfolgung der Juden während des 2. Weltkrieges 

haben wir heute eine moralische Verpflichtung, den Juden in Österreich 

beizustehen.“ Sinkt der Anteil der Zustimmung von 49% auf 42%. Der Anteil der 

 
100 Statistik Bundeskriminalamt 2024. 
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„weiß nicht“ Antworten nimmt zu. Der Rückgang der Zustimmung ist am ehesten 

auf Personen mit oder in formal höherer Ausbildung zurückzuführen.102 

Bereits für das Jahr 2022 verzeichnete die Antisemitismus-Meldestelle der IKG Wien die bisher 

zweithöchste Zahl an gemeldeten antisemitischen Übergriffen seit Beginn ihrer 

Dokumentation: insgesamt wurden in diesem Jahr mehr als 700 und damit ungefähr zwei 

Vorfälle pro Tag gemeldet. Nach dem 7. Oktober 2023 kam es zu einer massiven Eskalation der 

Zahlen: Laut Jahresbericht für 2023 der Antisemitismus-Meldestelle der Israelitischen 

Kultusgemeinde stieg die Zahl der dokumentierten antisemitischen Vorfälle um fast 60% im 

Vergleich zum Vorjahr.103 

Im Jahr 2024 hat die Antisemitismus-Meldestelle der IKG Wien insgesamt 1.520 Vorfälle 

registriert. Dies entspricht im Vergleich zum Jahr 2023 (1.147 Vorfälle) einem Anstieg um 

32,5%, womit nach dem Jahr 2023 ein weiterer Negativrekord verzeichnet werden muss. Im 

Jahresdurchschnitt waren 4,15 Vorfälle pro Tag zu verzeichnen.104 Auch im ersten Halbjahr 

2025 bleibt die Anzahl der registrierten Vorfälle mit 4,01 pro Tag deutlich über dem Wert vor 

dem 7. Oktober 2023 (1,55 pro Tag).105 

Laut dem Antisemitismusbericht des ersten Halbjahres 2025 der Meldestelle der Israelitischen 

Kultusgemeinde (IKG) Wien waren die Kategorien des islamisch geprägten Antisemitismus 

(27%) und des linksextremen Antisemitismus (28%) führend bei den gemeldeten Vorfällen, 

noch vor antisemitischen Vorfällen mit rechtsextremem (20%) Hintergrund. In den 

schwerwiegenden Kategorien Angriffe (2 von 5 – 40%) und Bedrohungen (3 von 8 – 38%) fiel 

der Anteil mit muslimisch geprägter Ideologie erneut besonders hoch aus. Vor diesem 

Hintergrund erschwert ein weiterer Zuzug in betreffende Communitys das Vorgehen gegen 

Antisemitismus.106 

3) Selbsterhaltungsfähigkeit 
 

Die nachfolgenden Ausführungen zur Selbsterhaltungsfähigkeit müssen vor dem Hintergrund 

der volkswirtschaftlichen Situation in Österreich verstanden werden. Die aktuelle Rezession in 

Österreich und die damit einhergehenden sinkenden Staatseinnahmen sind der Rahmen für 

die Intensität von Maßnahmen, die im Bildungs-, Gesundheits-, Sozial- und generell im 

Integrationsbereich gesetzt werden können. Österreichs wirtschaftliche Lage bleibt die 

nächsten Jahre angespannt, was den finanziellen Spielraum für Maßnahmen in den oben 

angesprochenen Bereichen in den kommenden Jahren stark einschränkt. 

 
 
103 Antisemitismusmeldestelle (2024): Antisemitische Vorfälle 2023 in Österreich (antisemitismus-
meldestelle.at/_files/ugd/49f9f8_d528624080bf4695a0409af98528008e.pdf;) Zugriff am 01.04.2025. 
104 Antisemitismusmeldestelle (2025): Antisemitische Vorfälle 2024 in Österreich (https://www.antisemitismus-
meldestelle.at/_files/ugd/ed51c1_a799b1dfa1294cbb9c616f482fd73cbf.pdf); Zugriff am 23.04.2025. 
105 IKG (2025): Antisemitische Vorfälle Jänner – Juni 2025 in Österreich. 
106 IKG (2025): Antisemitische Vorfälle Jänner – Juni 2025 in Österreich. 

https://www.antisemitismus-meldestelle.at/_files/ugd/49f9f8_d528624080bf4695a0409af98528008e.pdf
https://www.antisemitismus-meldestelle.at/_files/ugd/49f9f8_d528624080bf4695a0409af98528008e.pdf
https://www.antisemitismus-meldestelle.at/_files/ugd/ed51c1_a799b1dfa1294cbb9c616f482fd73cbf.pdf
https://www.antisemitismus-meldestelle.at/_files/ugd/ed51c1_a799b1dfa1294cbb9c616f482fd73cbf.pdf
https://www.antisemitismus-meldestelle.at/_files/ugd/49f9f8_9f6d84f1b0604f30a79aa0b46cd06113.pdf
https://www.antisemitismus-meldestelle.at/_files/ugd/49f9f8_9f6d84f1b0604f30a79aa0b46cd06113.pdf
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Fluchtmigration und in weiterer Folge der Familiennachzug bewirken erhebliche 

Aufwendungen für öffentliche Gesundheitsdienstleistungen, zusätzliche Bildungsausgaben 

sowie Ausgaben für Familienbeihilfe und Sozialhilfe. In gesamtwirtschaftlicher Hinsicht erhöht 

sich zwar das Bruttoinlandsprodukt, gleichzeitig sinkt jedoch das Bruttoinlandsprodukt pro 

Kopf, da die wirtschaftliche Leistung nicht entsprechend der Bevölkerungszunahme steigt und 

sich somit auf mehr Personen verteilt.107  

Daher ist die Selbsterhaltungsfähigkeit einer möglichst großen Zahl von Personen ein 

wesentlicher Faktor, um die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und inneren 

Sicherheit in den wesentlichen Systemen gewährleisten zu können.  

Die im Vergleich niedrige Erwerbsintegration von rezent nach Österreich gekommene Asyl- und 

subsidiär Schutzberechtigten und die langen Erwerbsintegrationsprozesse von jenen, die über 

den Familiennachzug nach Österreich kommen, führen zu einer zusätzlichen Belastung der 

Systeme. Ungenügende Erwerbsintegration kann in Folge zu einer Schwächung des 

gesellschaftlichen Zusammenhalts, zu Segregation bestimmter Herkunftsgruppen und einer 

sinkenden Akzeptanz des Sozialhilfesystems als Ganzes in der Gesamtgesellschaft führen. Der 

Indikator „Sozialhilfebezug“ zeigt für erwerbsfähige Personen an, dass diese sich nicht selbst 

erhalten können. Selbsterhaltungsfähigkeit ist zumeist mit einer Erwerbstätigkeit verknüpft. 

Diese bietet in der Regel Chancen zur Interaktion mit der eingesessenen Bevölkerung. Das 

wiederum unterstützt den Deutscherwerb und kann somit auch Tendenzen der sprachlichen 

Isolierung vorbeugen.  

Sowohl die Jugend- als auch die allgemeine Arbeitslosenquote nach Staatsangehörigkeit 

zeigen, dass Herausforderungen nicht nur im Bildungssystem bestehen. Die 

Staatsangehörigkeiten mit der höchsten Arbeitslosenquote korrelieren mit der Gruppe der 

häufigsten Antragsstellungen, sowohl bei originären Anträgen als auch bei Einreisen im 

Rahmen des Familiennachzugs. Insbesondere Frauen, die über den Familiennachzug nach 

Österreich kamen, haben gegenüber originären Antragstellerinnen mit der gleichen 

Staatsangehörigkeit in den ersten drei Aufenthaltsjahren eine niedrigere Erwerbstätigkeit, wie 

aktuelle Daten der Fimas Panelbefragung zeigen.108 

Der bestehende Fachkräftemangel kann durch die Zuziehenden nur sehr eingeschränkt 

gemildert werden und wird in manchen Bereichen durch Erhöhung des Fachkräftebedarfs eher 

verschärft. Denn die Mehrzahl jener Personen, die derzeit in Österreich Asyl oder subsidiären 

Schutz erhalten, hielt sich längere Zeit in Transitländern auf, wo sie keine ausreichende oder 

gar keine Bildung, Ausbildung oder Sprachförderung erhielt. Dies gilt insbesondere für jene, 

die im Rahmen des Familiennachzugs nach Österreich kommen.109  

 
107 Berger/Strohner (2017): Migration und Globalisierung in Zeiten des Umbruchs. 
108 ICMPD (2025): Integrationserfahrungen von Geflüchteten in Österreich – Längsschnittstudie 2014–2018. 
109 Integrationsbericht 2024. 
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Nachfolgende Ausführungen zeigen die Beeinträchtigung des Arbeitsmarkts in Bezug auf die 

Arbeitslosen- und Erwerbstätigkeitsquote von Drittstaatsangehörigen sowie deren budgetäre 

Effekte.  

 

a) Arbeitslosigkeit 
 

Herausforderungen für Personen aus Fluchtherkunftsländern sind nicht ausschließlich auf 

einen niedrigen Bildungsstand zurückzuführen. Daten der Arbeitsmarktforschung zeigen, dass 

afghanische, syrische und irakische Staatsangehörige auch dann vor großen 

Herausforderungen bei der Arbeitsmarktintegration stehen, wenn sie ein höheres 

Bildungsniveau aufweisen. So betrug die Arbeitslosenquote von Angehörigen dieser Gruppe 

mit einem Hochschulabschluss 2024 25,1% (österr. Staatsangehörige: 2,7%). Bei Angehörigen 

dieser Gruppe mit einem AHS- oder BHS-Abschluss betrug die Arbeitslosenquote 29,5% 

(österr. Staatsangehörige: 4,2%).110 

Auch wenn sich die Situation seit dem Höchststand während der Corona-Pandemie (2020: 

41,3%) leicht verbessert hat, liegen die Arbeitslosenquoten von Personen mit 

Fluchthintergrund nach wie vor deutlich über jenen der österreichischen Gesamtbevölkerung 

und über jenen anderer Zuwanderungsgruppen. Mit 31,3% fiel die Arbeitslosenquote von 

Personen mit syrischer, afghanischer bzw. irakischer Staatsangehörigkeit im Jahr 2024 mehr 

als viermal so hoch aus wie jene der österreichischen Gesamtbevölkerung (7,0%). Insgesamt 

war im Jahr 2024 damit weniger als jede zweite Person (44,0%) mit syrischer, afghanischer 

oder irakischer Staatsangehörigkeit erwerbstätig, woraus sich eine enorme Belastung für das 

AMS und das Bildungssystem ergibt. Die Jugendarbeitslosenquote, die im Jahr 2024 unter 

syrischen, irakischen und afghanischen 15- bis 24-Jährigen bei 24,9% lag, verdeutlicht zudem 

die großen Herausforderungen bei der Arbeitsmarktintegration junger Geflüchteter. Da diese 

aufgrund der Situation in ihren Herkunftsländern besonders häufig keine bzw. kaum schulische 

Bildung vorweisen können, muss davon ausgegangen werden, dass die Arbeitslosenquoten 

dieser Zuwanderungsgruppen auch weiterhin hoch bleiben werden und nur mit hohem 

Ressourceneinsatz eine erfolgreiche Arbeitsmarktintegration dieser Jugendlichen ermöglicht 

werden kann.  

Auch in den im Vergleich zu Personen ohne Migrationshintergrund sehr niedrigen 

Erwerbstätigenquoten werden die Herausforderungen für Personen aus 

Fluchtherkunftsländern deutlich. So betrug die Erwerbstätigenquote von Personen mit einem 

afghanischen, syrischen oder irakischen Migrationshintergrund 2024 44,1% (Personen ohne 

MH: 76,4%).111 Insbesondere seit 2015 ist ein starker Anstieg der arbeitslos gemeldeten oder 

in Schulung befindlichen Asyl- und subsidiär Schutzberechtigten zu verzeichnen. Diese Gruppe 

 
110 Statistik Austria (2025): Statistisches Jahrbuch. Migration & Integration 2025. 
111 Statistik Austria (2025): Statistisches Jahrbuch. Migration & Integration 2025, S. 55.  
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umfasste 2015 17.344 Personen, im Oktober 2025 waren 42.298Asyl- und subsidiär 

Schutzberechtigte arbeitslos gemeldet oder in Schulung.112 

 

b) Arbeitsmarktintegration 
 

Eine Herausforderung im Bereich der Arbeitsmarktintegration zeigt sich bereits am Beginn des 

Erwerbslebens bzw. im Rahmen der Berufsausbildung: Während nur 5,6% der österreichischen 

Lehrlinge eine Ausbildung abbrachen, wiesen mit 13,8% Lehrlinge mit Staatsangehörigkeit 

eines Fluchtherkunftslands die höchste Abbruchquote auf. Deutlich höher lag auch die 

Abbruchquote der Lehrlinge mit syrischer oder afghanischer Staatsangehörigkeit (15,2% bzw. 

10,3%). Lehrabbrüche können nicht auf einen Faktor zurückgeführt werden, jedoch sind 

unzureichende Sprachkenntnisse in Verbindung mit einem geringem Qualifikationsniveau Teil 

der Erklärung der höheren Abbruchswahrscheinlichkeit.113 

Der Anteil von einem Viertel der zugezogenen Personen, die zwischen 15 und 29 Jahre alt sind, 

aber weder in Ausbildung, Arbeitsmarktschulung noch in Beschäftigung sind, stellt für eine 

Gesellschaft – wie unter Ausgangslage beschrieben – eine große Beeinträchtigung für die 

unterschiedlichen Systeme dar.114 Daten der OECD als auch von Statistik Austria zeigen dabei, 

dass die NEET115-Anteile unter Personen der ersten Zuwanderungsgeneration deutlich über 

jenen der in Österreich geborenen Vergleichsgruppe liegen. Eine Differenzierung nach 

Zuzugsalter verdeutlicht zudem, dass besonders junge Personen, die erst nach ihrem 15. 

Geburtstag ins Land kamen, häufig – nämlich zu fast einem Viertel – weder erwerbstätig noch 

in Aus- oder Weiterbildung sind. Der Zehnjahresvergleich der NEET-Anteile von 15- bis 24–

Jährigen zeigt zudem einen generellen Anstieg des NEET-Anteils in Österreich: Während 2014 

8% der 15–24-Jährigen als NEETs galten, waren es 2024 rund 9%. Auch nach 

Zuwanderungsgeneration und Herkunftsgruppen zeigen sich teils deutliche Unterschiede: 

Während der NEET-Anteil unter der 1. Generation (13,5%) höher ausfällt als unter der 2. 

Generation (11,9%), liegt er auch bei Personen aus Fluchtherkunftsländern (18,1%) sowie der 

Türkei (17,8%) deutlich über jenem der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund (6,7%).116 

 

 

 
112 AMS (2025): Sonderauswertung und ÖIF (2024): Flüchtlingsintegration: Herausforderung Arbeit 2024, S. 6. 
113 Dornmayer, Löffler (2022), Bericht zur Situation der Jugendbeschäftigung und Lehrlingsausbildung in 
Österreich 2020–2021. 
114 Anmerkung: Daten begrenzt auf syrische und afghanische Jugendliche oder Jugendliche, die über den 
Familiennachzug nach AsylG 2005 eingereist sind, liegen nicht vor, aber die Erwerbstätigkeitsquoten legen einen 
höheren Wert nahe. 
115 NEET – young people neither in employment nor in education and training. 
116 Statistik Austria (2024), Statistisches Jahrbuch. Migration & Integration 2025 bzw. Statistik Austria (2014), 
Migration & Integration. Zahlen. Daten. Indikatoren 2014. 
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NEET-Anteil unter den 15- bis 24-Jährigen (Stand 2024)117 

 im Land Geborenen außerhalb des Landes Geborenen 

Österreich 7,7% 13,0% 

EU27-Durchschnitt 8,6% 13,9% 

 

NEET-Anteil unter Österreichs 15- bis 24-Jährigen (Stand 2024)118 

Ohne Migrationshintergrund 7% 

Mit Migrationshintergrund 13% 

Erste Generation 14% 

Zweite Generation 12% 

EU-, EFTA-Staaten, GB 10% 

Sonstige Staaten 14% 

 

Eine Zuspitzung ergibt sich auch im spezifischen, aber zentralen Bereich der 

Arbeitsmarktverwaltung: Auch hier könnte den Kapazitätsproblemen zwar theoretisch durch 

Ausbau von Ausbildungsmaßnahmen begegnet werden, aber in der Praxis bedarf es einer 

mehrjährigen Vorlaufzeit bis Ausbildungspersonal ausreichend qualifiziert verfügbar ist. 

Weiters müssen diese Qualifikationskurse im Anschluss von den Betroffenen durchlaufen 

werden, bevor sie eine entlastende Wirkung entfalten. Daher kann meist auch nicht 

unmittelbar mit einer Berufsausbildungsmaßnahme wie z.B. einer Lehre mit einer typischen 

Dauer von drei Jahren begonnen werden, sondern es müssen zunächst umfangreiche 

Maßnahmen zum Spracherwerb sowie zur Alphabetisierung für die Nutzung der lateinischen 

Schrift als grundlegende Grundqualifikation in Österreich gesetzt werden. Diese Maßnahmen 

werden bereits ergriffen, aber sind kein adäquates Mittel, um in der aktuellen Situation eine 

unmittelbare, quantitativ bedeutsame Entlastung zu bewirken.  

Grundsätzlich lässt sich jedoch für die heterogene historisch jüngere Migrationspopulation 

sagen, dass die Bildungsaspiration einen sehr hohen Stellenwert besitzt und u.a. aufgrund 

mangelnder Ressourcen die Bildungskarriere der eigenen Kinder eine tragende Rolle zukommt. 

Dementsprechend lassen sich mit den passenden Bildungs- und Unterstützungsangeboten 

sehr gute Integrationserfolge erzielen.119 

Spezielle Herausforderungen bezüglich nachziehender Asyl- und subsidiär 

schutzberechtigter Frauen  

Der Integrationsprozess nachziehender Asyl- und subsidiär schutzberechtigter Frauen, unter 

ihnen viele mit Betreuungspflichten, gestaltet sich in den meisten Bereichen, wie z.B. 

Erwerbstätigkeit und Deutscherwerb, schleppender als bei Asyl- und subsidiär 

 
117 Eurostat Database (2025): Nichterwerbstätige Jugendliche, die weder an Bildung noch an Weiterbildung 
teilnehmen, nach Geburtsland (NEET-Raten). 
118 Statistik Austria (2025): Statistisches Jahrbuch. Migration & Integration 2025, S. 59. 
119 Kuschej, Kirchler, Gottweis (2023): ÖIF-Forschungsbericht. Bildungsaspirationen von jugendlichen 
Migrant/innen.  

https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/product/view/edat_lfse_28?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/product/view/edat_lfse_28?lang=de
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schutzberechtigten Frauen, die einen originären Antrag gestellt haben. Diese Befunde decken 

sich mit einer Untersuchung von soziokulturellen Variablen anhand einer Eurislam-Umfrage. 

Sie zeigt, dass die tragenden Faktoren der Arbeitsmarktpartizipation gute Kenntnis der 

Landessprache, Konsum der Medien des Aufnahmelandes, interethnische Kontakte und bei 

Frauen zusätzlich ein liberales Geschlechterverständnis sind.120 

Generell legen die bisherigen Erfahrungen nahe, dass selbst nach mehreren Jahren nur ein Teil 

der Zugewanderten ökonomisch integriert ist und insbesondere bei geflüchteten Frauen die 

Erwerbsintegration lange niedrig bleibt. Während 77,9 % der männlichen Flüchtlinge aus dem 

Jahrgang 2015 nach acht Jahren, im Jahr 2023, mindestens 90 Tage einer selbstständigen oder 

unselbstständigen Beschäftigung nachgingen, waren dies nur 37,7 % der Frauen im selben 

Jahrgang. Im Vergleich hatten von den weiblichen Flüchtlingen, die 2019 nach Österreich 

gekommen sind, vier Jahre später 24,1 % mindestens 90 Tage Beschäftigung (Männer: 54,6 %) 

und bei jenen, die 2011 nach Österreich gekommen sind, 12 Jahre später bei 51,7 % (Männer: 

80,8 %). Von 2022 nach Österreich gekommenen Syrerinnen mit Fluchthintergrund hatten 

2023 lediglich 3,7 % mindestens 90 Tage Beschäftigung.121 Damit ist jedoch noch keine Aussage 

über die Selbsterhaltungsfähigkeit dieser Personen verbunden. Diese verzögerte Integration 

führt zu längerfristiger Abhängigkeit von Transferleistungen, steigenden Sozialkosten und 

erschwert eine gesamtgesellschaftliche Integration. Gerade der Familiennachzug, der oft mit 

fehlender Ausbildung verbunden ist, verstärkt diese Belastung zusätzlich. Der sehr hohe 

Alphabetisierungsbedarf stellt sowohl den Arbeitsmarkt als auch das Bildungssystem vor 

immense Herausforderungen. 2024 hatten zwei von drei Asyl- und subsidiär Schutzberechtigte 

mit neuem Status Alphabetisierungsbedarf (60% Steigerung seit 2018, bei Männern sogar 

83%). Auch die Prüfungserfolgsquoten sind alarmierend niedrig. Mit Stand 31. Juli 2025 haben 

insgesamt 19,4% der Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten mit Erstzuerkennung 

2015 und einem besuchten ÖIF-Deutschkurs die B1-Prüfung oder höher bestanden. Bei den 

im Jahr 2017 anerkannten Personen lag dieser Wert bei 16,3%, bei Asyl- und subsidiär 

Schutzberechtigten mit Erstzuerkennung 2023 erreichten nur 4,4% dieses Niveau. Personen 

mit Zuerkennung im Jahr 2024, vor allem solche mit Alphabetisierungsbedarf, sind aufgrund 

der vergleichsweise kurzen Zeit großteils noch auf niedrigeren Niveaus.122 Die großen 

Schwierigkeit beim Spracherwerb zeigen sich auch daran, dass 30% der Zuzugskohorte von 

2022 bis 2024 keine Deutschkenntnisse haben und weitere 50% über ein Deutschniveau 

unterhalb von B1 verfügen.123  

Eine große Panelbefragung in Österreich ergab kürzlich, dass Frauen, die über den 

Familiennachzug nach Österreich kommen, noch größere Schwierigkeiten haben am 

Arbeitsmarkt Fuß zu fassen als originäre Antragstellerinnen. Insbesondere trifft dies auf die 

ersten drei Jahre des Aufenthalts zu. In diesem Zeitraum sind sie um 11% weniger 

 
120 Ruud Koopmans (2016): Does assimilation work? Sociocultural determinants of labour market participation 
of European Muslims. In: Journal of Ethnic and Migration Studies. 
121 Jutta Gamper, Günter Kernbeiß, Rainer Münz (2025): Erwerbsverläufe von Migrantinnen und Migranten IV. 
122 ÖIF (2025): Datawarehouse Sonderauswertung. 
123 Kohlenberger et. al. (2025): Recent Arrivals in Austria: Neue Geflüchtete aus Syrien am österreichischen 
Arbeitsmarkt. 
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erwerbstätig. Danach gleicht sich die Erwerbstätigkeit auf niedrigem Niveau (rund 20% bei 3–

5 Jahren Aufenthalt) an und steigt nach über fünf jährigem Aufenthalt auf ein Drittel (35%) 

an.124 

 

c) Sozialhilfe 

 

Die sehr langsame und verzögerte bzw. - insbesondere unter geflüchteten Frauen, die zu einem 

großen Teil über den Familiennachzug nach Österreich kommen - vielfach gänzlich 

ausbleibende Integration in den Arbeitsmarkt führt zu einer verstärkten Inanspruchnahme von 

Sozialleistungen in Österreich.  

Die überproportional hohe Anzahl an Drittstaatsangehörigen unter den Beziehern von 

Sozialhilfe stellt eine gesellschaftliche und wirtschaftliche Beeinträchtigung dar. Während das 

Sozialsystem als vorübergehendes Auffangnetz für in Not geratene Personen dient, war es 

nicht zur Dauerversorgung für erwerbsfähige Personen konzipiert. 2024 bezogen bereits ca. 

97.000 asyl- und subsidiär Schutzberechtige Sozialhilfe und machten damit ca. 36% aller 

Bezieherinnen und Bezieher aus.125  

Die Sozialhilfebezugsquoten unter Staatsangehörigen von Fluchtherkunftsländern sind seit 

Jahren auf einem hohen Niveau. Asylberechtigte begründen ihren Wohnsitz nach 

Statuszuerkennung oft vorerst in der Bundeshauptstadt, daher dürfen hier exemplarisch 

Zahlen für Wien angeführt werden: In Wien bezogen 2024 syrische Staatsangehörige mit 

78,0%, gefolgt von somalischen, afghanischen und irakischen Staatsangehörigen im 

Jahresdurchschnitt am häufigsten Sozialhilfe. In den übrigen acht Bundesländern standen 

ebenfalls syrische Staatsangehörige mit 32,4% an erster Stelle.126  

Das Nichtabsinken der Sozialhilfebezugsquote bei Personen aus Fluchtherkunftsländern ist ein 

Teil des Gesamtbilds, das die bestehenden Herausforderungen im Bereich der 

sozioökonomischen Integration insbesondere der Zuwanderungsgruppe aus den 

Hauptfluchtherkunftsländern und deren Verfestigungen abbildet. 

 
124 ÖIF-Forschungsbericht (2025): Familiennachzug und Integration. 
125 BKA (2025): Integrationsmonitoring. 
126 BKA (2025): Integrationsmonitoring. 


